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Vorwort 

"Auch die Schnauze voll vom Kapitalismus?! Dann mach mit und werde aktiv..." stand unlängst auf 

einem großen Spruchband, das Neonazis bei einer Demonstration trugen. Dass es sich dabei um 

eine rechtsextreme Parole handelt, war allenfalls aus der Unterzeile "Mit uns gegen Raubtierkapi-

talismus und Kommunismus" zu entnehmen. 

Dass rechtsextreme Organisationen seit einiger Zeit mit der sozialen Frage auf Stimmenfang ge-

hen und um Mitglieder und Sympathisanten werben, ist bekannt. Mit ihrem Engagement gegen die 

Agenda 2010 und vor allem gegen Hartz IV verschärfte sich die Gegnerschaft insbesondere der 

Neonazis zum Kapitalismus ("Freie Menschen statt freie Märkte. Kapitalismus abschaffen - Jetzt!"). 

Wenn auch selten in der Öffentlichkeit von "Nationalsozialismus" die Rede ist (eher schon von "na-

tionalem Sozialismus" oder von "national und sozial"), sind die Verbindungslinien zur NS-Ideologie 

doch unübersehbar. Die jüngsten Wahlerfolge der NPD sind jedenfalls weithin auf ihre völkisch-

nationalistische und zugleich "sozialistische" Agitation gegen soziale Missstände zurückzuführen. 

Dabei kommt ihr entgegen, dass kapitalismuskritische Haltungen in der Bevölkerung weit verbreitet 

sind und das Bedürfnis nach sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit wächst. 

Dass sich der Rechtsextremismus bemüht, die Bevölkerung mit der Verheißung eines "deutschen 

Sozialismus" bzw. eines "Volkssozialismus" zu ködern, ist nicht neu. Das tut er, seit dem er exis-

tiert. In der Nachkriegszeit gab sich der Rechtsextremismus - allerdings mit einigen wichtigen Aus-

nahmen (z.B. SRP) - eher mittelständisch-besitzbürgerlich. Erst nach der deutschen Einheit ent-

deckte er - zunächst in den neuen Bundesländern - die Zugkraft von Hasstiraden gegen die wirt-

schaftliche und soziale Ordnung der Bundesrepublik und eroberte sich damit neue Wähler vor al-

lem aus der Unterschicht. 

Anlass für unsere Beschäftigung mit diesem Thema ist allerdings nicht die Angebotsseite. Darüber 

wurde bereits reichlich publiziert. Der Focus ist vielmehr auf korrespondierende Veränderungen 

der Nachfrageseite gerichtet. Uns interessierte die Frage, ob der neuerliche Aufschwung des 

Rechtsextremismus womöglich darauf beruht, dass sich in Teilen der Bevölkerung angesichts des 

sozialen Wandels, der kulturellen, ökonomischen und politischen Globalisierung und des System-

wechsels in Ostdeutschland eine Mentalität herausgebildet hat, die durch die Verbindung von 

ethnozentrischen und sozialistischen Orientierungen gekennzeichnet und für entsprechende An-

gebote aus dem intermediären Bereich empfänglich ist. Wir wollten herausfinden, ob es sich bei 

dieser Mentalität um ein neuartiges Einstellungsmuster im Grenzbereich von Rechtsextremismus 

und Sozialismus handelt, wie weit es in der Bevölkerung verbreitet ist, ob es sich primär um ein 

ostdeutsches Phänomen handelt und wie es Menschen fertig bringen, zwei scheinbar so unter-

schiedliche Gedankenwelten in ihrem Bewusstsein zu vereinbaren. 
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Wenn sich der organisierte Rechtsextremismus tatsächlich auf eine neuartige, in der gegenwärti-

gen krisenhaften Umbruchsituation gewachsene mentale Konstellation stützen könnte, wären sei-

ne mittelfristigen Erfolgsaussichten ungleich besser, als wenn er ausschließlich von diversen Un-

zufriedenheiten und diffusem Protest abhängig wäre. Bei der Konzipierung der Untersuchung wa-

ren wir zuversichtlich, ein konsistentes, zugleich völkisches, nationalistisches und sozialistisches 

Einstellungsmuster identifizieren zu können, da wir in einer früheren Untersuchung positive Zu-

sammenhänge von Rechtsextremismus- und Sozialismus-Statements gemessen haben. Damit 

glaubten wir auch die Attraktivität der neonazistischen "freien Nationalisten" bei jungen Leuten, die 

hegemoniale Position der NPD im rechtsextremen Lager und den Niedergang der Republikaner 

erklären zu können. 

Unsere Erwartungen haben sich nur teilweise erfüllt. Trotz vielfältiger Anstrengungen ist es nicht 

gelungen, ein nationalistisch-volkssozialistisches Einstellungsmuster nachzuweisen. Die traditio-

nelle Rechtsextremismus-Skala hat sich als nach wie vor zuverlässig erwiesen. Und was wir als 

Sozialismus zu messen glaubten, entpuppte sich als Kapitalismuskritik. 

Wir veröffentlichen diesen Bericht dennoch, weil wir der Überzeugung sind, dass die Befunde wis-

senschaftlich durchaus von Bedeutung sind, selbst wenn einige Analyseschritte nicht von Erfolg 

gekrönt waren. So haben wir beispielsweise die Bedeutung des Autoritarismus als vermeintlich 

verbindendes Element von Rechtsextremismus und Sozialismus völlig überschätzt. 

Immerhin können wir nachweisen, dass Kapitalismuskritik eine in der Bevölkerung weit verbreitete 

Protesthaltung darstellt und dass fast alle Rechtsextremisten kapitalismuskritisch eingestellt sind. 

Dennoch bewegen sich ihre Wahlchancen derzeit in engen Grenzen. 

Eine kurze Zusammenfassung der Untersuchungsergebnisse findet sich ab Seite 59. 

 

Berlin, im Januar 2008 

Richard Stöss 
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1. Problemstellung 

Mitte der neunziger Jahre entdeckte der bis dahin zumeist mittelständisch-besitzbürgerlich orien-

tierte Rechtsextremismus die soziale Frage als Erfolg versprechendes Mobilisierungsthema. An-

lass dafür waren die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Ostdeutschland und der damit ver-

bundene Stimmungsumschwung (Stöss 2007: 115 f.). Dabei nutzt er problematische sozioökono-

mische und soziokulturelle Begleiterscheinungen der Globalisierung, um seine völkisch-

nationalistischen Ziele zu rechtfertigen bzw. als rettendes Gegengift zu propagieren. Aus seiner 

Sicht bedeuten nämlich die Entgrenzung der Welt, die verstärkte Migration, die Entwertung der 

Nationalstaaten, der Steuerungsverlust der Politik und die kulturellen Angleichungstendenzen eine 

fundamentale Bedrohung von Volk und Nation: 

"Die Erde wurde ihrer Territorien beraubt, ihre Völker wurden entwurzelt. Sie stellt nur noch die Gemein-

samkeit von Handelszonen, von Verkehrsstraßen, von zerfließenden Austauschnetzen dar, die den Ge-

setzmäßigkeiten des Managements und des Marketings unterworfen sind. Der Mensch beherrscht nicht 

mehr einen Raum als Territorium, weil er von überall kommt, und somit von nirgendwo... Der Mensch ge-

hört nicht mehr einem Ort, einer Herkunft, einer Geschichte und somit einer Kultur, einem Schicksal und 

einer Macht an. (...) Wir rufen die Menschen Europas zur Zusammenraffung aller ihrer lebendigen Kräfte 

und Freiheiten gegen die Versklavung der egalitär-kaufmännischen Gesellschaftsform auf. Wir rufen alle 

Völker der Welt zur Wiederbelebung ihres kulturellen Erbes, ihres historischen Gedächtnisses und ihrer 

gemeinschaftlichen Traditionen auf, um dem universalen Völkermord des Kosmopolitismus Einhalt zu 

gebieten." (Krebs 1982: 33) 

Der Globalisierung wird "die Nation als soziale Schutz- und Solidargemeinschaft" (Gansel 2005) 

entgegen gestellt und eine Kampagne gegen die Globalisierung durchgeführt (Stöss 2007: 46 ff.), 

die nationale und soziale Probleme im völkischen Sinne miteinander verbindet1. Insbesondere die 

NPD wettert gegen den "vaterlandslosen Raubkapitalismus", gegen den "entarteten Monopolkapi-

talismus", gegen den "menschenverachtenden und völkervernichtenden Liberalkapitalismus", der 

Nationalstaaten und -kulturen zerstöre, um die "Weltdiktatur des großen Geldes" zu errichten (s. 

auch Schwab 2002). In einer Erklärung des NPD-Parteivorstandes vom Dezember 2000 hieß es: 

"Der beschriebene Zustand ist unerträglich, eine effiziente politische Opposition zu dessen Beseitigung 

unerlässlich. Da es sich dabei um eine Opposition gegen Globalisierung handelt, kann ihr politisches Mo-

dell nur die Volksgemeinschaft sein, also die sozial und kulturell begründete enge Zusammengehörigkeit 

und Solidarität zwischen Menschen gleicher Volkszugehörigkeit und Nation im Gegensatz zur globalen 

Gleichschaltung von Kulturen, Völkern und Staaten." 

                                                 
1 Jürgen W. Gansel (2001), NPD-MdL in Sachsen und einer der (wenigen) intellektuellen Köpfe der Partei, 

sah sogar Gemeinsamkeiten mit der Antiglobalisierungsbewegung: "Aus Gründen des Volksinteresses 
muss der deutsche Nationalismus diese genannten Positionen der [zivilgesellschaftlichen, R.St.] Anti-
Globalisierungsbewegung mittragen, mit eigenem Gedankengut anreichern und die politikfähigen, volks- 
und kulturbejahenden Kreise unter dem Banner des sozialrevolutionären Nationalismus sammeln." 
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Um den angeblich heraufziehenden "Völkerfrühling" zu beschleunigen2, verbreitet die NPD, "Multi-

kulti bedeutet Sozialabbau", und setzt sich für "Arbeit für Millionen statt Profite für Millionäre", für 

die "Erhaltung des Sozialstaats", "gegen Sozialabbau" und für "soziale Gerechtigkeit statt Volksbe-

trug" ein. Die damit verbundene Kapitalismuskritik kommt auch in dem Song "Die Macht des Ka-

pitals" der rechtsextremen Band "Faustrecht" zum Ausdruck3: 

Sie besitzen unsere Wirtschaft und kaufen unsere Seelen, 
sind schon längst imstande, uns unser Land zu stehlen, 
haben die Macht und Gelder, um die Richtung zu diktieren, 
es sind nicht mehr Politiker, die unsere Länder führen. 

Kehrreim: 
Die Macht des Kapitals ist der Feind der freien Welt, 
das Schicksal aller Völker, unterjocht von ihrem Geld, 
die Macht des Kapitals, so verschlagen raffiniert, 
das unsere Völker knechtet, getrieben von Habgier. 

Sie zerstören die Grundlagen, auf denen jedes Volk erwuchs, 
schüren Hass und Zwietracht, ihre Welt ist nur Betrug, 
die Völker dieser Erde erfüllen für sie nur einen Zweck, 
sie schamlos auszubeuten, unser Blut ist ihr Profit. 

Kehrreim. 

Sie züchten einen Menschen, der entwurzelt und naiv, 
der leicht ist zu beherrschen, da sein Geist ist primitiv, 
die ältesten Kulturen, die die Menschheit hervorgebracht, 
werden durch Macht- und Geldgier langsam dahingerafft. 

Kehrreim. 

Die Kritik am Kapitalismus verdichtet sich nicht selten zu einer strikt antikapitalistischen Position. 

So schrieb der ehemalige Funktionär des Deutschen Arbeitnehmer-Verbandes (DAV), Lothar Ehr-

lichmann, in der "Deutschen Stimme", dem Parteiorgan der NPD: 

"Aus den vorgenannten Gründen kann und darf es zum Kapitalismus aus nationaldemokratischer Sicht 

nur eine fundamentale Gegnerschaft geben, die keine faulen Kompromisse zulässt. Unverrückbares Ziel 

nationaldemokratischer Politik muss daher die restlose Überwindung und Ablösung des kapitalistischen 

Systems durch eine sozial- und leistungsgerechte Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung sein." (Ehrlich-

mann 2000) 

Im völkischen Denken bedeutet Antikapitalismus im wesentlichen Abwehr des Egalitarismus, um 

die ethnische bzw. kulturelle Verschiedenheit (Ethnopluralismus) zu bewahren. Für den Rechtsex-

tremismus geht die Bedrohung Deutschlands heute nicht nur von anderen Staaten, sondern auch 

                                                 
2 "Kurzum: Die Globalisierung ist ein Prozess, der sowohl zur De-Nationalisierung als auch zur Re-

Nationalisierung führt. Überall in der Welt werden starke nationale, soziale und identitäre Erneuerungs-
bewegungen der Diktatur des Globalkapitals entgegentreten." (Gansel 2005) 

3 Erstmals veröffentlicht auf: Faustrecht: Klassenkampf, CD, Eigenproduktion, 2002. Quelle: Homepage 
der Arbeitsstelle Neonazismus an der FH Düsseldorf: www:arbeitsstelle-neonazismus.de. 
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(oft sogar hauptsächlich) vom Weltkapital4 und der weltweiten Migration aus. Das Kapital gilt als 

Ursache und Profiteur der Globalisierung, während die Arbeitnehmer als deren Opfer angesehen 

werden. Der Gegensatz zwischen Lohnarbeit und Kapital erscheint aus dieser Perspektive als Ge-

gensatz zwischen Nationalismus und Globalisierung. 

In einigen Kreisen des Rechtsextremismus wird daher die Forderung nach einer Symbiose von 

Nationalismus und Sozialismus erhoben. So zum Beispiel 1999 von Sascha Rossmüller, damals 

Bundesvorsitzender der Jungen Nationaldemokraten (JN) und Mitglied im Bundesvorstand der 

NPD, heute stellvertretender Bundesvorsitzender der Partei. Er vertritt die Auffassung, dass der 

Begriff "Sozialismus" nicht der Linken überlassen werden dürfe. 

"Sozialismus ist wie der Nationalismus heute lediglich ein durch falsche Propaganda 'diskreditierter' Beg-

riff, der nicht deshalb seine Berechtigung verloren hat, weil er marxistisch missbraucht wurde." (Rossmül-

ler 19995) 

Roßmüller nannte konkrete Vorstellungen, wie "die sozialistische Idee im Rahmen einer wirklichen 

Volkswirtschaft zu verwirklichen" sei: 

"Zwangsläufig wird es in einer wirklichen deutschen Volkswirtschaft notwendig sein, wesentliche Schlüs-

selzweige der Wirtschaft, die für das Allgemeinwohl wichtig sind, den Dschungelgesetzen des freien 

Marktes und somit dem Zugriff einseitiger sozialer Gruppeninteressen zu entreißen. Banken, Versiche-

rungsgesellschaften, Bahn und Post wären zu verstaatlichen. Teilweise verstaatlicht - mit einem Anteil 

von 51 Prozent - würden Trusts, Aktiengesellschaften und andere anonyme Kapitalgesellschaften, die 

zuvor zu nationalisieren, also der Globalisierung zu entreißen und in kleinere Einheiten zu zerlegen sind." 

Der Begriff "Sozialismus" findet sich zwar nicht im Parteiprogramm der NPD6 (auch nicht im Pro-

gramm anderer rechtsextremer Parteien in Deutschland), und auch von "Verstaatlichung" ist dort 

nicht die Rede, aber Roßmüllers Vorstellungen sind mit dem NPD-Programm durchaus kompati-

bel: 

"Die deutsche Wirtschaft einschließlich der in Deutschland tätigen ausländischen Unternehmen hat dem 

deutschen Volk, seiner materiellen Sicherung und seiner geistig-kulturellen Entwicklung zu dienen... Die 

NPD lehnt die in der kapitalistischen Wirtschaftsordnung systematisch betriebene Internationalisierung 

der Volkswirtschaften entschieden ab... Die NPD lehnt die Globalisierung auch deswegen ab, weil sie 

                                                 
4 Darauf bezieht sich die verschwörungstheoretische Literatur: z.B. Stein 2001. 
5 Ähnlich auch Waldstein (1998): Die Kapitalismuskritik sei heute "intellektuell verwaist". "Die Gretchen-

Frage für die politische Rechte in diesem Lande wird es sein, ob es ihr gelingt, die Positionen des Anti-
kapitalismus aus den Traditionsbeständen der beamteten APO-Opas heraus zu brechen, um sie mit na-
tionalen Inhalten aufzuladen. Entweder es kommen endlich die 'linken Leute von rechts', oder es kom-
men keine Leute von rechts." 

6 Er zählt aber durchaus zur parteiamtlichen Terminologie. So schrieb der Bundesvorsitzende Voigt 
(2000): "Unser Sozialismus ist ... ein Sozialismus des Volkes für das Volk und nicht der eines imaginären 
internationalen Klassenkampfes." 
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unmittelbar zur Massenerwerbslosigkeit geführt hat. Die NPD fordert eine am heimischen Lebensraum 

der Menschen orientierte vielseitige und ausgewogene Volkswirtschaft. 

Der Staat muss der Wirtschaft Rahmenrichtlinien vorgeben; falls nötig, Richtdaten setzen und durchset-

zen, wenn das Gemeinwohl dies erfordert. Nicht das Volk dient der Wirtschaft, vielmehr muss die Wirt-

schaft dem Volke dienen... Die Führung der Volkswirtschaft ist ... Aufgabe des Staates und unterliegt 

dessen letzter Verantwortung." 

Dass und wie der Rechtsextremismus mit wirtschafts- und sozialpolitischen Themen um die Mobi-

lisierung von Anhängern bemüht ist, wird in der wissenschaftlichen Literatur ausführlich behan-

delt7. Noch mehr Beachtung findet die Frage, welche diesbezüglichen Gelegenheitsstrukturen für 

die beachtlichen Erfolge des "neuen" Rechtsextremismus seit den achtziger Jahren verantwortlich 

sind. 

Konsens scheint darin zu bestehen, dass in der OECD-Welt "ab Ende der achtziger Jahre eine Art 

Denationalisierungsschub einsetzt" (Zürn 2001: 114), der nicht nur Souveränitäts- und Autonomie-

einbußen der Nationalstaaten bedeutet, sondern auch "Kontrollverluste" (Heitmeyer 2001: 506 ff.) 

zwischen Politik und Ökonomie sowie politische Fragmentierungen: soziale Segregation, soziokul-

turelle Heterogenisierung8, Ausdifferenzierung intermediärer Strukturen, Regionalisierung, Separa-

tismus etc. (Zürn 2001: 118 ff.). Unbestritten dürfte auch sein, dass diese Entwicklungen von Legi-

timations- und Demokratiedefiziten begleitet sind (Loch 2001). Heitmeyer (2001: 500) geht davon 

aus, "dass sich ein autoritärer Kapitalismus herausbildet, der vielfältige Kontrollverluste erzeugt, 

die auch zu Demokratieentleerungen beitragen, so dass neue autoritäre Versuchungen durch 

staatliche Kontroll- und Repressionspolitik wie auch rabiater Rechtspopulismus befördert werden". 

Und bei Zürn (2001: 134) heißt es: 

"Es scheint also tatsächlich so zu sein, dass die gegenwärtigen politischen Fragmentierungsprozesse 

teilweise einer Entwicklung geschuldet sind, bei der sozioökonomische und soziokulturelle Veränderun-

gen große Verunsicherungen bei den Bevölkerungen hervorrufen, ohne dass die Nationalstaaten den 

Bürgerinnen und Bürgern ausreichend Absicherung zu gewähren in der Lage sind." 

                                                 
7 Dazu nur einige Titel: Bach 2000; Greven 2006; Grumke/Klärner 2006; Kaindl 2006; Pfahl-Traughber 

2004, 2006; Ptak 1999; ver.di 2006; Wiegel 2006. 
8 Die mit der Globalisierung einhergehenden Entgrenzungsvorgänge erweitern zwar die Freiheitsgrade der 

Menschen, fördern Selbstbestimmung und Eigenverantwortlichkeit und bereichern die heimische Kultur 
durch neue Impulse und Erfahrungen. Sie schmälern aber auch die Souveränität der Bewohner über ih-
ren Raum, zwingen die Einheimischen, sich mit fremden Menschen und Gewohnheiten auseinanderzu-
setzen, Vorurteile abzubauen und Immigranten zu integrieren. Immigration verweist aber auch auf kultu-
relle Verschiedenheit. Entgrenzung kann Ängste vor Fremdem erzeugen, das interne Konflikt- und Ge-
fahrenpotenzial erhöhen und das Bedürfnis nach ethnisch homogenen Verhältnissen hervorrufen (Stöss 
2004: 90 f.). Mehr noch: Wenn Nationalstaaten ihre Bürger nicht vor den negativen Folgen des Wandels 
schützen können, besteht die Gefahr, dass Immigranten oder andere Minoritäten für die wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme verantwortlich gemacht werden. 
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Diese "Verunsicherungen" können in sozialer Desintegration, in Orientierungsproblemen, in Ab-

stiegs- bzw. Zukunftsängsten oder in Gefühlen der Benachteiligung, der Macht- und Einflusslosig-

keit bestehen und in politische Entfremdung münden. Und sie sind durchaus geeignet, die Ausbrei-

tung von Rechtsextremismus zu begünstigen. Nochmals Heitmeyer (2006: 17): 

"In diesen Ängsten, Einfluss- und Orientierungslosigkeiten spiegelt sich der Umstand, dass ein überwälti-

gender Kapitalismus nicht in der Lage ist, soziale Integration zu sichern, geschweige denn soziale Kohä-

sion zu erzeugen, die wesentliche Voraussetzungen friedvollen Zusammenlebens in einer Gesellschaft 

mit ihren Mehrheiten und Minderheiten, starken und schwachen Gruppen darstellen." 

Es wäre also durchaus denkbar, dass Globalisierung bzw. Denationalisierung - insbesondere unter 

den Bedingungen neokonservativer9 und neoliberaler10 Politikgestaltung - völkische, nationalis-

tisch-protektionistische11 und antikapitalistische Orientierungen in der Bevölkerung generieren 

bzw. verstärken und möglicherweise sogar zu einem neuen Einstellungsmuster verdichten, und 

zwar insbesondere bei den Schichten, die durch einen prekären sozialen Status ("Globalisierungs-

verlierer", "Modernisierungsverlierer", "Prekariat") gekennzeichnet sind. Diese Schichten bilden 

schließlich das hauptsächliche Adressatenpotenzial des Rechtsextremismus, der seine soziale 

Basis mittlerweile auch nicht mehr in den Mittelschichten sondern in der Unterschicht findet (Stöss 

2007: 70 ff., 96 f.).  

Ob Globalisierung bzw. Denationalisierung tatsächlich die Verbreitung von zugleich nationalisti-

schen und sozialistischen Orientierungen in der Bevölkerung begünstigen und worin diese Orien-

tierungen genau bestehen, wurde bislang jedoch wissenschaftlich kaum untersucht. Wir werden 
in diesem Papier daher den Fragen nachgehen, ob sich tatsächlich im Grenzbereich von 
rechtsextremen und sozialistischen Einstellungen ein "völkisch-nationalistischer Sozialis-
                                                 
9 V.a. autoritäre und repressive Gewährleistung von innerer Sicherheit. 
10 Deregulierung der industriellen Beziehungen, Prekarisierung von Beschäftigungsverhältnissen und Ab-

bau sozialer Standards, Standortkonkurrenz und Verdrängungswettbewerb auf dem Arbeitsmarkt etc. 
11 Zum "Standortnationalismus": Butterwegge 1998a, 1998b.- Auch Dörre/Kraemer/Speidel (2004: 111 f.) 

beobachten bei Arbeitnehmern eine nationale Grundhaltung, die allerdings nicht mit Wohlstandschauvi-
nismus oder Standortnationalismus gleichzusetzen sei, "weil in ihr legitime Ansprüche auf Sicherheit, 
'gute Arbeit' und 'gutes Leben' mitschwingen". Sie verwenden dafür den Terminus "reaktiver Nationalis-
mus". Dieser berufe sich "höchst modern auf ein Verständnis des Nationalen, das soziale Ansprüche, al-
so Bürgerrechte legitimiert". Und weiter: "Im Zentrum dieses Nationalismus steht das Bestreben, die 
'Wohlstandsinsel Deutschland' vor illegitimen, 'fremden' Ansprüchen schützen zu wollen. Um den Ku-
chen nicht mit zu vielen teilen zu müssen, sollen die Zugänge zu dieser Insel erschwert und restriktiv 
kontrolliert werden. (...) Der reaktive Nationalismus des 21. Jahrhunderts sucht zentrale Elemente über-
kommener Sozialpartnerschaftsideologien zu konservieren. (...) Er beklagt ungerechte Verteilungsver-
hältnisse und er besteht auf 'fairem Tausch', auf einem ausgewogenen Geben und Nehmen ('gutes Geld 
für gute Leistung'), das die Beziehungen von Belegschaften und Management, von Kapital und Arbeit 
prägen soll. Das Klassifikationssystem ändert sich jedoch, sobald die 'Wohlstandsinsel' Deutschland in 
Beziehung zu anderen, vermeintlich konkurrierenden Staaten gesetzt wird. In diesem Kontext werden 
Verteilungskämpfe zwischen 'Oben' und 'Unten' in eine Auseinandersetzung zwischen Kulturen und Na-
tionen umgedeutet. Der reaktive Nationalismus von Lohnabhängigen ist somit eine spezifische, sozial-
populistische Antwort auf die Entgrenzung der Märkte." Dörre u.a. möchten den reaktiven Nationalismus 
nicht als rechtsextrem verstanden wissen. Allerdings bedürfe es "lediglich einiger Zuspitzungen", um ihn 
für die Botschaften des Rechtsextremismus zugänglich zu machen. Vgl. auch Dörre 2002, 2006. 
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mus" entwickelt (und sich womöglich zu einem neuen Einstellungsmuster verdichtet), wie 
weit er in der Bevölkerung verbreitet ist und welche Ursachen dafür maßgeblich sind. Unse-

re Untersuchung erstreckt sich also auf die Mikroebene der individuellen politischen Einstellungen. 

 

2. Literatur und Forschungsfragen 

a) Allgemeines 

Das zu bearbeitende Thema ist politisch belastet und stark durch Werturteile geprägt. Entspricht 

es doch einer weit verbreiteten Auffassung, dass es sich beim Sozialismus geradezu um das Ge-

genteil von Rechtsextremismus handelt, dass Personen mit sozialistischen Einstellungen immun 

gegen Rechtsextremismus sind. Erste empirisch abgesicherte Anzeichen dafür, dass dies nicht 

zutrifft, lieferte eine Repräsentativbefragung aus dem Jahr 2000 (Stöss 2001). Sie erbrachte - al-

lerdings auf schmaler Datengrundlage - den Nachweis, dass sogar ein positiver statistischer Zu-

sammenhang zwischen rechtsextremen und sozialistischen Einstellungen besteht. Die Studie von 

Stöss/Fichter/Kreis/Zeuner (2004, Kap. D: 226 ff.) erhärtete den Befund auf breiter empirischer 

Basis: Mit wachsenden rechtsextremen Einstellungen nehmen auch sozialistische Orientierungen 

zu (und umgekehrt). Nicht zufrieden stellend geklärt werden konnte die Frage, wie sich zwei 

scheinbar so gegensätzliche Denkmuster im Bewusstsein der Individuen miteinander verbinden. 

Dieses Resultat löste bei der Präsentation der Projektergebnisse Irritationen, Unverständnis und 

teilweise auch Protest bei denen aus, für die Sozialismus und Rechtsextremismus unvereinbare 

Positionen darstellen. Aus dieser Perspektive stoßen Totalitarismus- und Extremismus-Theorien 

auf massive Kritik, weil sie Rechtsextremismus bzw. Faschismus12 und Sozialismus bzw. Kommu-

nismus als gleichermaßen antidemokratische Weltanschauungen bezeichnen, zwischen denen 

vielerlei Gemeinsamkeiten bestünden. Für die Vertreter des Extremismus-Konzepts (z.B. Ba-

ckes/Jesse 1996) dürfte unser Befund dagegen kaum überraschend sein, scheint er doch ihre 

Sichtweise13 zu bestätigen. Er lenkt zugleich Wasser auf die Mühlen des um sich greifenden Revi-

sionismus. Durfte doch Joachim Fest sogar in der Jubiläums-TAZ fragen, ob Hitler ein Linker war. 

Die Frage war natürlich rein rhetorisch und höchst provokativ gemeint, da Fest Hitler bekanntlich 

für einen Revolutionär hält (ebenso Zitelmann 1989a, 1989b), der den Versuch unternommen ha-

be, "eine Art dritter Position zwischen den beiden beherrschenden Mächten der Zeit, zwischen 

links und rechts, Ost und West zu behaupten" (Fest 1973: 1031). In dem TAZ-Artikel verstieg sich 

Fest zu der Behauptung, dass Hitler wie "die Sozialisten aller Schattierungen die soziale Gleich-

                                                 
12 Als in historischer und ideologischer Sicht übergeordneten Begriff verwenden wir künftig nur noch 

Rechtsextremismus, womit alle Varianten des Faschismus, also auch der Nationalsozialismus, einge-
schlossen sind. Dies gilt nur dann nicht, wenn speziell Faschismus oder Nationalsozialismus gemeint ist. 

13 Kritisch: Neugebauer 2000. 
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schaltung" vorangetrieben und den "Begriff der klassenlosen Gesellschaft einfach durch die Voka-

bel 'Volksgemeinschaft' ersetzt" habe und endete schließlich mit folgendem Vorwurf: 

"Aufs Ganze gesehen ist die Diskussion über den politischen Standort des Nationalsozialismus nie 

gründlich geführt worden. Stattdessen hat man zahlreiche Versuche unternommen, jede Verwandtschaft 

von Hitlerbewegung und Sozialismus zu bestreiten." (Fest 2003: 13) 

Das Argument ist im Kern bekannt und wurde in der deutschen Nachkriegsgeschichte vielfach vari-

iert. Dass sich faschistische und staatssozialistische bzw. stalinistische Regime hinsichtlich ihrer 

Herrschaftsmethoden kaum unterscheiden, ist wohl unstrittig, zumal dazu seriöse komparative 

Analysen vorliegen (Arendt 1962, Linz 2000). Dass sich faschistische und sozialistische bzw. 

kommunistische Bewegungen hinsichtlich ihrer Ziele gleichen, kann mit guten Argumenten bezwei-

felt werden. Dazu wurde angemerkt, dass es sich beim Faschismus im Kern um eine antidemokra-

tische, beim Sozialismus dagegen um eine antikapitalistische Doktrin handele (z.B. Stöss 1983a: 

159 ff.). Abgesehen von einigen besonders orthodoxen Linken, die der (schlichten) Faschismusde-

finition von Dimitroff (terroristische Diktatur der besonders reaktionären, chauvinistischen und im-

perialistischen Teile des Finanzkapitals) folgten, bestand innerhalb der Linken weithin Konsens 

darüber, dass es sich beim Faschismus um eine spezielle Form bürgerlicher Herrschaft (Kühnl 

1971) handelt, deren Funktion darin besteht, die Existenz des kapitalistischen Systems in tief grei-

fenden Krisensituationen zu sichern, wenn liberale Herrschaftsformen versagen. Dabei hat die 

Linke keineswegs übersehen - sondern im Gegenteil kritisiert -, dass auch sozialistische bzw. 

kommunistische Parteien und Systeme antidemokratisch strukturiert sein können14. Aber dies wur-

de zumeist nicht als ihr Wesensmerkmal angesehen. Die Gleichsetzung von Rechtsextremismus 

und Sozialismus als per se antidemokratische Doktrinen wurde auch deshalb abgelehnt, weil es 

sich dabei um eine Diskriminierung der demokratischen Linken schlechthin und um eine pauschale 

Abwehr von Kapitalismuskritik handele. 

Im Übrigen ist die Erkenntnis nicht neu, dass durchaus Verbindungen zwischen Sozialismus und 

Rechtsextremismus bestehen können. Das Schrifttum über die ideengeschichtlichen und politi-

schen Beziehungen zwischen der Rechten und der Linken15 in Deutschland, über die Verschrän-

kung von nationaler und sozialer Frage und über die Konflikte und Kontakte zwischen Rechtsex-

tremismus und Sozialismus ist schier unübersehbar16. Während die politische Linke seit der zwei-

                                                 
14 Die Ahnenreihe der Kritiker ist ellenlang. Hervorgehoben seien Rosa Luxemburg und Georg Lukás. Die 

einschlägigen Schriften von (Anarcho-) Syndikalisten, Linkskommunisten und Sozialdemokraten können 
hier nicht aufgelistet werden. Vgl. Stöss 1983a: 109 ff. 

15 Zur Genese von Links und Rechts als politisches Richtungsschema s. Raschke 1998. 
16 Entsprechende Beispiele ließen sich auch für Westeuropa, insbesondere für Italien und Frankreich, an-

führen, und auch für das postkommunistische Osteuropa: "Die tendenziell nationalistischen Kräfte Ost-
mitteleuropas berufen sich zwar meist eindeutig auf nationalistische Vorbilder, verbinden aber in aktuel-
len Fragen national übersteigerte Forderungen mit sozialistischen - vor allem antikapitalistischen - Lö-
sungen." (Thieme 2007: 24). 
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ten Hälfte des 19. Jahrhunderts für Demokratie und Sozialismus und gegen den aufkommenden 

Rechtsextremismus kämpfte und allenfalls unter den Lassalleanern staatssozialistische Vorstel-

lungen grassierten, bemühten sich national(istisch) gesonnene Intellektuelle, der marxistisch ge-

prägten Arbeiterbewegung durch Sozialreformen das Wasser abzugraben. Hier sind an erster Stel-

le die "Kathedersozialisten" zu nennen, neben Adolph Wagner vor allem Werner Sombart, der sich 

1934 mit seinem "Deutschen Sozialismus" bei den Nazis einzuschmeicheln versuchte, und Karl 

Eugen Dühring, der sich selbst als Begründer des Antisemitismus bezeichnete. Der christlich-

sozialen Tradition verpflichtet war der preußische Hofprediger Adolf Stoecker, der mit seiner anti-

semitischen "Christlichsozialen (Arbeiter-)Partei" (im organisatorischen Rahmen der Deutschkon-

servativen) einige Wahlerfolge erzielte. Dem Kreis um Stoecker gehörte zunächst auch Friedrich 

Naumann an, der kurz vor der Jahrhundertwende den Nationalsozialen Verein ins Leben rief. In 

der Weimarer Republik war insbesondere die Gedankenwelt des nationalrevolutionären Zweigs 

der "Konservativen Revolution" durch die Verquickung von nationaler und sozialer Frage, von Na-

tionalismus und Sozialismus, geprägt. 

Dies alles ist hinreichend analysiert (Breuer 1999; Greiffenhagen 1977; Klemperer 1957; Lukács 

1955; Mosse 1979; Singer 1970; Sontheimer 1962) und bibliographisch erfasst worden (Mohler 

1972). Entsprechendes gilt für die nationalsozialistische Linke (Dupeux 1985; Kühnl 1966; Paetel 

1965; Peters 1980; Schüddekopf 1972), insbesondere für den Straßer-Flügel (Kissenkoetter 1978; 

Moreau 1984). Nach 1945 waren Beziehungen zwischen Rechtsaußen und Linksaußen allenfalls 

im Nationalneutralismus (Dohse 1974; Gallus 2001) und in der Umweltschutzbewegung (Stöss 

1980) zu beobachten. Auch sozialistische Vorstellungen wurden nur am Rande verfolgt: An erster 

Stelle ist die Sozialistische Reichspartei, SRP (Schmollinger 1984) zu nennen, weiterhin die "Frei-

en Sozialisten" (Stöss 1984a), der Kreis um Otto Straßer17 (Stöss 1983b) - insbesondere die Un-

abhängige Arbeiter-Partei, UAP (Stöss 1984b) - sowie die Deutsche Gemeinschaft (DG) bzw. die 

Aktionsgemeinschaft Unabhängiger Deutscher (AUD), die teilweise sozialistische Ideen propagier-

ten (Stöss 1980: 160 ff., 213 f.). Sozialistisches Gedankengut fand sich auch immer wieder bei 

neonazistischen Vorfeldgruppen (z.B. Gollner-Goldenfels 1972) und in der rechtsextremen Publi-

zistik. Die Grundaussage hat sich freilich nicht verändert: 

"Es ist somit eine politisch-psychologische Notwendigkeit klarzumachen, dass es nicht nur einen 'Sozia-

lismus der Linken' ... sondern auch einen 'Sozialismus der Rechten' gibt. Mehr noch: Es gilt zu verdeutli-

chen, dass der gesamte Sozialismusbegriff der Linken, da nicht Ausfluss der nationalen Solidarität und 

somit der Lebensrichtigkeit, schon vom Ansatz her falsch ist. Es wäre ein völlig falscher Purismus, das so 

viele politische Gefühlsenergien tragende Wort 'Sozialismus' durch Nichtgebrauch den 'Linken' zu über-

lassen..." (Unger 1975: 43 f.). 

                                                 
17 Die 3. (gekürzte) Auflage von Straßers "Aufbau des Deutschen Sozialismus" (1. Aufl. 1931) erschien 

1967 mit dem Titelzusatz "(Solidarismus)" (Straßer 1967). Siehe a. Anm. 29). 
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Während der Rechtsextremismus sich gegenüber einem "marxistisch missbrauchten", "klassen-

kämpferischen" Sozialismus abgrenzt, handelt es sich beim Rechtsextremismus aus der Sicht der 

Linken um "verbalen", "vormodern geprägten, antisemitisch ausgerichteten Antikapitalismus" (Ptak 

1999: 109) oder um "soziale Demagogie" (Bach 2000: 233 ff.). 

Die oben genannten Schriften befassen sich zumeist mit Ideologieproduktion, Ideologiekritik und 

Programmanalyse im intermediären Bereich. An verlässlichen empirischen Untersuchungen über 

die Nachfrage besteht dagegen erheblicher Mangel: Wie schlägt sich der weltanschaulich-
politische Konflikt der Makro- und Mesoebene im Bewusstsein der Menschen nieder? Un-
terscheiden sie strikt zwischen Rechtsextremismus und Sozialismus? Oder existiert in ih-
rem Denken ein Grenzbereich, in dem sich rechtsextreme und sozialistische Einstellungen 
überschneiden oder sogar miteinander verbinden? Was konstituiert dann als mentales Drit-
tes die Verbindung von scheinbar so unterschiedlichen Einstellungsmustern? Oder wird 
zwischen einem linken, marxistisch fundierten Sozialismus und einem rechten, völkisch-
nationalistisch ausgerichteten Sozialismus unterschieden? 

Aus der Studie von Falter (1991) über die Wähler der NSDAP ist bekannt, dass die Nazi-Partei in 

erheblichem Umfang Arbeiter mobilisierte (198 ff.), aber wohl nur in bescheidenem Umfang aus 

dem SPD/KPD-Lager (110 ff.). Dass die Anhänger der Linksparteien in der Weimarer Republik 

anfällig für den Nationalsozialismus waren, ist angesichts der Ergebnisse der historischen For-

schung kaum ernsthaft zu bestreiten. Diskutiert wird über die Ursachen. Während vor allem die 

orthodoxe Linke dafür seit ehedem die (angeblich) verfehlte Politik von SPD und Gewerkschaften 

verantwortlich machte18, entwickelten psychoanalytisch orientierte Marxisten (Fromm, Reich) in 

den Endjahren der Weimarer Republik das Autoritarismuskonzept. Sie glaubten, dass bestimmte 

Charaktermerkmale ein Individuum unabhängig von seiner Klassenlage und seiner weltanschauli-

chen Ausrichtung anfällig für Faschismus machen. 

 
b) Fromm: German Workers 1929 

Systematische empirische Untersuchungen über den Zusammenhang von rechtsextremen und 

sozialistischen Einstellungen liegen unseres Wissens nach - bis auf die erwähnten Studien (Stöss 

2001; Stöss/Fichter/Kreis/Zeuner 2004) - nicht vor. In unmittelbarer thematischer Nähe sind aller-

                                                 
18 Dieses Argument wurde bis in die jüngste Vergangenheit vorgetragen (Deppe/Roßmann 1981; Kühnl 

1982). In seiner "Massenpsychologie des Faschismus" kritisierte Wilhelm Reich 1933 diese Sichtweise 
als kurzschlüssig. Den wachsenden Einfluss des Nationalsozialismus erklärte er mit dem "Auseinander-
fallen von Ökonomie und Ideologie" (Reich 1934: 40). Die kommunistische Führung habe übersehen, 
dass sich "eine Schere zwischen der Entwicklung in der ökonomischen Basis, die nach links drängte, 
und der Entwicklung der Ideologie breiter Schichten, die nach rechts erfolgte" aufgetan habe. "Und weil 
sie übersehen wurde, konnte auch die Frage nicht gestellt werden, wie ein Nationalistischwerden der 
breiten Masse in der Pauperisierung möglich ist" (ebd.: 19). Reichs Antwort lautete bekanntlich: "ideolo-
gische Verbürgerlichung des Proletariats" (ebd.: 103 ff.). Sie kostete ihn seine Mitgliedschaft in der KPD. 
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dings die Arbeiten des Instituts für Sozialforschung ("Kritische Theorie") angesiedelt, insbesondere 

"Autorität und Familie" und die "Studies in Prejudice", deren fünfter Band, "The Authoritarian Per-

sonality" (Adorno/Frenkel-Brunswik/Levinson/Sanford 1950), immerhin die empirische Autoritaris-

musforschung begründete und bis heute anregt (Artus 2003). Diese Forschungen förderten zwar 

keine gemeinsame positive Varianz zwischen Rechtsextremismus und Sozialismus zu Tage, aber 

sie lieferten vielerlei empirische Evidenz für die Anfälligkeit der Linken, der Arbeiter, der Un-
terschicht für Autoritarismus bzw. Rechtsextremismus. 

Die Entstehung des Frankfurter Instituts im Jahr 1924 verdankte sich nicht zuletzt der Tatsache, 

dass die marxistische Theorie damals nicht erklären konnte, warum trotz der Krisenhaftigkeit des 

Kapitalismus und des Zusammenbruchs der Monarchie die proletarische Revolution gescheitert 

war und die Arbeiterklasse zunehmend in das bestehende System integriert und bald auch anfällig 

für den Faschismus wurde. So fand die Sozialpsychologie als Bindeglied zwischen Basis und Ü-

berbau Eingang in die materialistische Theoriebildung, die sich konsequenterweise zunehmend auf 

empirische Untersuchungen stützte. Über die "Autoritäre Persönlichkeit" schrieben Adorno u.a. 

(1950: 1): 

"Die Untersuchungen, über die hier berichtet wird, waren an der Hypothese orientiert, dass die politi-

schen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Überzeugungen eines Individuums häufig ein umfassendes 

und kohärentes, gleichsam durch eine 'Mentalität' oder einen 'Geist' zusammen gehaltenes Denkmuster 

bilden, und dass dieses Denkmuster Ausdruck verborgener Züge der individuellen Charakterstruktur ist. 

Im Mittelpunkt des Interesses stand das potenziell faschistische Individuum, dessen Struktur es beson-

ders empfänglich für antidemokratische Propaganda macht." 

Die erste große empirische Untersuchung des Frankfurter Instituts über die sozialen und psycho-

logischen Einstellungen der Arbeiter und Angestellten am Ende der Weimarer Republik wurde von 

Erich Fromm geleitet: "German Workers 1929 - A Survey, its Methods and Results". Dazu bemerk-

te Fromm einleitend: 

"Die Analyse ... konzentrierte sich darauf, die Beziehungen zwischen den emotionalen Antrieben eines 

Individuums und seinen politischen Meinungen herauszuarbeiten. Die Ergebnisse ... haben gezeigt, wie 

wichtig die Frage danach ist, in welchem Ausmaß die jeweiligen politischen Meinungen mit der Gesamt-

persönlichkeit übereinstimmen; denn der Triumph des Nationalsozialismus enthüllte einen erschrecken-

den Mangel an Widerstandskraft in den deutschen Arbeiterparteien, der in scharfem Gegensatz zu deren 

numerischer Stärke stand, wie sich in den Wahlergebnissen und Massendemonstrationen vor 1933 ge-

zeigt hatte." (Fromm 1980: 52 f.) 

Und der Herausgeber und Übersetzer des in der US-amerikanischen Emigration verfassten For-

schungsberichts, Wolfgang Bonß, fasste zusammen: 
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Die Studie von Fromm könne dazu beitragen, "die weitgehend geräuschlose Durchsetzung des Faschis-

mus nach 1933 besser zu begreifen: Die nach außen getragene Verbalradikalität täuscht nämlich offen-

sichtlich über die tatsächlichen antifaschistischen Potenziale der Arbeiterbewegung hinweg, und betrach-

tet man die Diskrepanz zwischen manifester Meinung und latenten Einstellungen, so scheint in vielen Fäl-

len der linke Outlook durch tiefer liegende Persönlichkeitsbezüge neutralisiert bzw. pervertiert worden zu 

sein, so dass die Weimarer Linke, so Fromms entscheidende Schlussfolgerung, trotz aller Wahlerfolge 

schon auf Grund der Charakterstruktur ihrer Mitglieder kaum in der Lage war, den Sieg des Nationalsozi-

alismus zu verhindern." (Bonß 1980: 38)19

Da die Studie kaum bekannt ist, aber besonders wichtige Einsichten in die hier interessierende 

Problematik vermittelt, werden die empirischen Befunde etwas ausführlicher dargestellt. Fromm 

unterschied zunächst zwischen folgenden "Haltungen": 

R = radikal sozialistisch-kommunistisch; 

A = autoritär-antisozialistisch; 

K = kompromissbereit-reformistisch; 

I = indifferent. 

Diese vier Haltungen wurden auf drei Fragenkomplexe bezogen: 

1. allgemeine politische Anschauungen [links - liberal - rechts]; 

2. Haltung zur Autorität [Freiheit, Sympathie für Unterdrückte und Schwache - begrenzte Autorität 

- absolute Autorität]; 

3. Haltung gegenüber den Mitmenschen [solidarisch - vermittelnd - darwinistisch]. 

Da die Haltungen bei den Befragten in unterschiedlichen Kombinationen auftraten, wurden sie zu 

"Syndromen" zusammengesetzt, wobei "-" "indifferent" bzw. "keine Antwort" bedeutet. Jedes Syn-

drom besteht aus drei Zeichen, die für die drei Fragenkomplexe die ermittelten Haltungen ange-

ben: 

R-- Befragte, die sich allgemein politisch links äußerten, aber keine klare Haltung zur Autorität 

und zu den Mitmenschen aufwiesen, also nicht erkennbar solidarisch und auch nicht anti-

autoritär eingestellt waren.  

RR- Befragte, die sich allgemein politisch links und antiautoritär äußerten. 

AA- Befragte, die sich allgemein politisch rechts und zudem autoritär äußerten. 

                                                 
19 Dass die Untersuchung erst 1980 publiziert wurde, hatte verschiedene Gründe. Einer scheint uns be-

sonders aufschlussreich zu sein: "Nach Erinnerung von Marcuse hielt man innerhalb des Instituts [für 
Sozialforschung] eine Publikation dieser Ergebnisse, unabhängig davon, ob sie nun richtig waren oder 
nicht, vor allem aus politischen Gründen für unklug, da sie unter Umständen den Eindruck hätten erwe-
cken können, die deutschen Arbeiter seien trotz oder gerade wegen ihrer sozialistischen Attitüden im 
Kern schon immer faschistisch gewesen (Gespräch mit Marcuse 28.6.1979)." (Bonß 1980: 42, Anm. 56) 
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KA- Befragte, die sich allgemein politisch liberal bzw. kompromissbereit und zugleich autoritär 

äußerten. 

RRR Befragte, die sich durchgängig radikal sozialistisch-kommunistisch äußerten. 

RA- Befragte, die sich allgemein politisch links und zugleich autoritär äußerten. 

KAA Befragte, die sich kompromissbereit, autoritär und darwinistisch äußerten. 

AAA Befragte, die sich durchgängig autoritär äußerten. 

-A- Befragte, die sich allgemein politisch indifferent und autoritär äußerten. 

Das Antwortsyndrom RRR fand sich bei zwei Prozent der Sozialdemokraten (Mitglieder und/oder 

Wähler), bei sieben Prozent der Linkssozialisten und bei vier Prozent der Kommunisten, RR- im-

merhin bei fünf Prozent der Sozialdemokraten, 11 Prozent der Linkssozialisten, 23 Prozent der 

Kommunisten und bei vier Prozent der Nichtwähler. Am größten war die Gruppe R--. Ihr gehörten 

14 Prozent der Sozialdemokraten, 20 Prozent jeweils der Linkssozialisten und der Kommunisten 

und zwei Prozent der Bürgerlichen an. "Diese Individuen waren vermutlich treue Anhänger ihrer 

Parteien, aber keine glühenden Kämpfer, und sie bedurften stets einer ebenso eindeutigen wie 

mitreißenden Führung, um nicht wieder in Passivität zu verfallen." (Fromm 1980: 247) 

AAA ermittelte Fromm bei zwei Prozent der Sozialdemokraten, 14 Prozent der Bürgerlichen und 

bei 29 Prozent der Nationalsozialisten, AA- bei sieben Prozent der Sozialdemokraten, einem Pro-

zent der Kommunisten, 14 Prozent der Bürgerlichen, bei 18 Prozent der Nationalsozialisten und 

bei 16 Prozent der Nichtwähler. 

Dem Syndrom RA- (politisch radikal, persönlich autoritär) schenkte Fromm besondere Aufmerk-

samkeit. Es umfasste fünf Prozent der Sozialdemokraten, fünf Prozent der Kommunisten, 12 Pro-

zent der Bürgerlichen und ein Prozent der Nichtwähler: 

"Diese Kombination war für uns von besonderem Interesse, da sie einen Persönlichkeitstyp kennzeichne-

te, dem historisch gesehen in Deutschland eine besondere Bedeutung zugemessen war. Ihre Antworten 

machten deutlich, dass sie implizit oder explizit der Ansicht waren, dass revolutionäre Führer die größten 

Gestalten der Geschichte seien, dass der Krieg durch eine proletarische Revolution abgeschafft werden 

könne, dass der Kapitalismus an der Inflation Schuld sei und dass der Sozialismus zu einer Weltverbes-

serung führen werde. Gleichzeitig verriet jedoch ihre persönliche Haltung den Wunsch nach Unterwer-

fung unter einen starken Führer, aber auch das Bedürfnis, alle Schwächeren zu beherrschen." (Ebd.: 247 

f.) 

Im nächsten Analyseschritt suchte Fromm nach der Verbindung von radikalen und autoritären Hal-

tungen. "Der autoritäre Charakter kann allgemein in zwei Untergruppen eingeteilt werden, nämlich 

in den konservativ-autoritären und in den rebellisch-autoritären Typus" (ebd.: 248). Als typisches 

Beispiel für den konservativ-autoritären Typus nannte Fromm das monarchistische Kleinbürgertum 

der wilhelminischen Ära. Es habe sich mit der Autorität, ihrem Glanz und ihren Machtsymbolen 
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identifiziert und daraus Sicherheit und Stärke bezogen. Sein Leben sei fest eingerichtet und wirt-

schaftlich zufrieden stellend gewesen. Nach dem Ersten Weltkrieg habe sich die wirtschaftliche 

und politische Situation des Kleinbürgertums verändert, das nun, wie auch die junge Generation, 

angesichts der wirtschaftlichen Notlage und der politischen Instabilität rebellisch-autoritäre Impulse 

entwickelte. "Je nachgiebiger und schwächer die Autorität erschien, desto mehr wuchsen Hass 

und Verachtung" (ebd.). Häufig seien in der Nachkriegszeit rebellisch-autoritäre Charaktertypen in 

linke Parteien eingetreten, weil diese gegen bestehende Autoritäten, gegen Kapitalismus und für 

Sozialismus kämpften. Andere Anliegen dieser Parteien, wie Freiheit, Gleichheit etc., seien für sie 

dagegen unbedeutend gewesen. "Auch der Nationalsozialismus öffnete Ventile für rebellische Ge-

fühle", habe allerdings neue Autoritäten präsentiert, "deren Stärke durch ihre Brutalität unterstri-

chen wurde. Auf diese Weise befriedigte die neue Ideologie zwei Bedürfnisse zugleich, die rebelli-

schen Tendenzen und die latente Sehnsucht nach einer umfassenden Unterordnung." (Ebd.: 249) 

Daher teilte Fromm seine Probanden in zwei Lager auf, in R-zentrierte und in A-zentrierte Befrag-

te, wobei er zusätzlich zwischen eindeutigen R- bzw. A-Kombinationen und verschiedenen R- bzw. 

A-Kombinationen differenzierte. Es stellte sich heraus, dass 40 Prozent der Linken R-zentriert und 

weitere 25 Prozent A-zentriert waren. Die eindeutigen R-Kombinationen machten gerade einmal 

15 Prozent aus. 

"Als zweifellos wichtigstes Ergebnis ist zunächst der geringe Prozentsatz von Linken festzuhalten, die mit 

der sozialistischen Linie sowohl im Denken als auch im Fühlen übereinstimmten. Nur von dieser mit ins-

gesamt 15% recht kleinen Gruppe konnte in kritischen Zeiten erwartet werden, dass sie den Mut, die Op-

ferbereitschaft und die Spontaneität aufbringen würde, die zur Führung der weniger aktiven Elemente und 

zur Besiegung des Gegners notwendig sind. Zwar besaßen die linken Parteien die politische Treue und 

die Stimmen der großen Mehrheit der Arbeiter, aber es war ihnen im Großen und Ganzen nicht gelungen, 

die Persönlichkeitsstruktur ihrer Mitglieder so zu verändern, dass diese in kritischen Situationen verläss-

lich gewesen wären." (Ebd.: 250) 

Und an anderer Stelle: 

Das Programm der Nationalsozialisten sprach bei vielen inkonsistenten Linken "nicht nur die Gefühle an, 

die das sozialistische Programm attraktiv erscheinen ließen, sondern auch jene Seite ihrer Natur, die der 

Sozialismus unbefriedigt gelassen und der er unbewusst widersprochen hatte. In diesen Fällen wandelten 

sie sich von unzuverlässigen Linken in überzeugte Nationalsozialisten" (Ebd.: 54) 

Das wohl wichtigste Ergebnis der gewiss nicht repräsentativen Studie besteht in dem dennoch 

überzeugenden Nachweis, dass die (überwiegende?) Mehrheit der linken Arbeitnehmer gegen 

Ende der Weimarer Republik trotz der politisch-ideologisch hoch polarisierten Situation nicht über 

ein konsistentes Einstellungsmuster verfügte, dass vielmehr erhebliche Diskrepanzen zwischen 

politischen Orientierungen und Persönlichkeitsmerkmalen bestanden haben dürften. Autoritäre 
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Dispositionen bedeuteten gewiss nicht automatisch Sympathien für den Nationalsozialismus, aber 

sie bildeten doch Anknüpfungspunkte für die Doktrin der Nazis, und zwar prinzipiell unabhängig 

davon, welcher sozialen Schicht eine Person angehörte und wo sie sich im Links-Rechts-Spektrum 

verortete. 

Für unsere Untersuchung ergeben sich folgende Einsichten: 

• Die Studie legt die These nahe, dass es autoritäre Dispositionen sind, die die Verknüpfung 
von linken (antikapitalistischen, sozialistischen) und rechtsextremen Denkmustern er-
möglichen. 

• Wir müssen offenbar von verschiedenen Einstellungsmustern ausgehen, bei denen sich sozia-

listische und autoritäre/rechtsextreme Haltungen in jeweils unterschiedlichen Gewichtungen 

miteinander verbinden. 

• Fromm ermittelte Autoritarismus im Sinne von autoritären politischen Einstellungen und schloss 

von diesen auf die Persönlichkeit der Befragten. Charaktermerkmale wurden nicht direkt erho-

ben. Autoritäre Persönlichkeitseigenschaften treten jedoch nicht notwendigerweise nur als au-

toritäre politische Orientierungen in Erscheinung, sie können sich auch - wie die Studie von 

Fromm zeigt - mit sozialistischen politischen Orientierungen verbinden. Daher ist analytisch 
zwischen autoritären Persönlichkeitsmerkmalen und autoritären Einstellungen zu unter-
scheiden. 

• Schließlich ist der Frage nachzugehen, über welche Erklärungskraft das Links-Rechts-
Schema im Kontext von Rechtsextremismus, Sozialismus und Autoritarismus verfügt. 

 
c) Jahoda u.a.: Die Arbeitslosen von Marienthal 

In der Marienthal-Studie geht es nicht um Autoritarismus, und die Verfasser/innen haben auch kei-

ne Individualdaten erhoben. Dennoch lassen sich aus den Ergebnissen über die Lage der Arbei-

terklasse während der Weltwirtschaftskrise Schlussfolgerungen für die hier behandelte Fragestel-

lung ziehen. Die Untersuchung wurde 1931/32 in dem 1.500 Einwohner zählenden Industriedorf 

Marienthal in der Nähe von Wien durchgeführt und 1933 veröffentlicht. 1929/30 brach die einst 

prosperierende Textilfirma, der einzige Arbeitgeber am Ort, komplett zusammen und die Gebäude 

und Anlagen verrotteten. Drei Viertel der (knapp 500) Familien wurden arbeitslos und lebten zu-

meist am Rande des Existenzminimums. 

Ziel der unter anderem von der Arbeiterkammer in Wien finanziell unterstützten Studie war es, "mit 

den Mitteln moderner Erhebungsmethoden ein Bild von der psychologischen Situation eines ar-

beitslosen Ortes zu geben" (Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel 1978: 9). Ihre Durchführung erfolgte etwa 

zeitgleich mit der Untersuchung von Fromm und folgte demselben Erkenntnisinteresse (obwohl 
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das nicht explizit dargelegt wurde), bediente sich allerdings anderer Methoden. (Lazarsfeld beriet 

übrigens auch die Arbeitsgruppe von Fromm.) Die Arbeiter von Marienthal waren zumeist (sozial-

demokratisch-) links und streikerfahren. Damit stellte sich die Frage, wie sie diese tiefe Krise des 

Kapitalismus verarbeiten und ob in Folge dieser Krise das revolutionäre Potenzial anwächst, wie 

es die marxistische Theorie prognostizierte20. 

Zwei Befunde der auf einer Fülle von Daten zur sozioökonomischen Situation der 500 Familien 

beruhenden Studie sind hier von Bedeutung: Erstens fand keine Politisierung, sondern eine Depo-

litisierung der Arbeiter statt. Zweitens verarbeiteten sie die für alle gleichermaßen katastrophale 

Lage sehr unterschiedlich. Jahoda u.a. unterschieden vier Haltungstypen: ungebrochen, resigniert, 

verzweifelt und apathisch. Die größte Gruppe bildeten die resignierten Familien mit 69 Prozent, als 

ungebrochen erwiesen sich 23 Prozent, und die als verzweifelt oder apathisch eingestuften Famili-

en machten acht Prozent aus. Obwohl in der Studie nicht darüber spekuliert wurde, welche der 

Haltungstypen besonders anfällig für den Faschismus waren, ergibt sich aus den Befunden, dass 

wohl nur von den Ungebrochenen, von denjenigen also, die aktiv und interessiert waren, Pläne 

schmiedeten und unverzagt nach Arbeit suchten, ein nennenswerter Widerstand gegen den Natio-

nalsozialismus zu erwarten war. 

Anders als die Untersuchung von Fromm bemühte sich die Marienthal-Studie um den Zusammen-

hang von sozioökonomischen Faktoren und politischen Orientierungen. Aber auch sie gelangte zu 

dem Befund, dass sozioökonomische Faktoren nicht unbedingt politische Orientierungen determi-

nieren. Es kommt darauf an, wie problematische soziale Lagen verarbeitet werden. Derselbe 

sozioökonomische Status kann unterschiedliche Haltungen und Reaktionen hervorbringen. In Kri-

sensituationen wächst jedenfalls nicht automatisch das revolutionäre Potenzial in der Arbeiter-

schaft. Wahrscheinlicher sind apathische oder sogar anomische Haltungen. Das Arbeitermilieu 

mochte damals weithin politisch links angesiedelt gewesen sein, antifaschistisch war es deswegen 

noch lange nicht. 

 
d) Lipset: Der Autoritarismus der Arbeiterklasse 

Seymour Martin Lipset erklärte den "working class authoritarianism" nicht mit sozialpsychologi-

schen sondern mit sozialstrukturellen Faktoren. Auf der Grundlage einer Fülle von empirischen 

Untersuchungen glaubte er den Nachweis erbringen zu können, dass Autoritarismus primär ein 

Unterschichtenphänomen ist: 

"Die soziale Situation prädisponiert die unteren Schichten, insbesondere in ärmeren Ländern mit niedri-

gem Bildungsniveau, zu einem Schwarz-Weiß-Bild von der Politik. Unter sonst gleichen Umständen sind 

                                                 
20 Diese Fragestellung wird in der Studie zwar nicht so zugespitzt formuliert, aber sie wird untersucht und 

schlüssig beantwortet. 
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sie daher eher als andere Schichten geneigt, extremistische Bewegungen zu begünstigen, die eine leich-

te und rasche Lösung der sozialen Frage versprechen und eine starre Richtung verfolgen." (Lipset 1962: 

98) 

Als Ursachen für die autoritären Dispositionen der unteren sozialen Schichten nannte Lipset "ge-

ringe Bildung, geringe Mitarbeit in politischen oder freiwilligen Organisationen irgendwelcher Art, 

geringe Belesenheit, isolierte Berufe, wirtschaftliche Unsicherheit und autoritäres Familienre-

giment" (ebd.: 105). 

Lipset unterschied zwischen ökonomisch-sozialen und politischen Orientierungen und glaubte, 

dass den Arbeitern mehr an der Ausweitung des Sozialstaats als an der Stärkung demokratischer 

Rechte gelegen sei. 

"Überall sind die ärmeren Schichten in wirtschaftlichen Dingen liberaler bzw. mehr linksgerichtet; sie sind 

für eine Ausweitung des Wohlfahrtsstaates, höhere Löhne, progressive Einkommensteuer, Gewerkschaf-

ten usw. Wenn aber der Liberalismus im außerwirtschaftlichen Bereich definiert wird - d.h. als Stärkung 

der Grundrechte, Internationalismus usw. - ist die Korrelation umgekehrt. Die Wohlhabenderen sind libe-

raler, die Ärmeren intoleranter." (Ebd.: 100) 

Dass die Organisationen der Arbeiterbewegung im 19. und 20. Jahrhundert maßgeblich zur Ent-

wicklung und Stärkung der Demokratie beigetragen haben, übersah Lipset nicht. Damals habe 

allerdings ein innerer Zusammenhang zwischen dem Kampf um demokratische und um soziale 

Rechte bestanden. Mit der Durchsetzung demokratischer Verfassungsstaaten hätten die demokra-

tischen Forderungen jedoch an Bedeutung verloren, mehr für die Gefolgsleute als für die Führer 

der Arbeiterorganisationen. Aus der Tatsache, dass die Organisationen demokratisch handelten, 

könne nicht auf die politischen Orientierungen ihrer Anhänger geschlossen werden. Jedenfalls 

korrespondierten linke Positionen in ökonomisch-sozialen Fragen nicht notwendigerweise mit de-

mokratischen Orientierungen im politischen Bereich21. Möglich ist danach auch die Kombination 

von linken sozioökonomischen und rechten völkisch-nationalistischen Orientierungen. So gesehen 
bilden Rechtsextremismus und Sozialismus keinen unvereinbaren Gegensatz. 

An dem methodischen Vorgehen von Lipset ist viel Kritik geäußert worden (Hopf 2000: 100 ff.), auf 

die hier nicht eingegangen werden soll. Aus heutiger Sicht handelt es sich beim Rechtsextremis-

mus tatsächlich überwiegend um ein Unterschichtenphänomen. Für unsere Analysen ist vor allem 

zweierlei bedeutsam:  

• Erstens wird begrifflich nicht klar, worin der Unterschied oder die Beziehung zwischen Au-
toritarismus und Rechtsextremismus besteht. Einerseits wird der Eindruck vermittelt, als 

erwachse Autoritarismus aus der sozialen Lage und begünstige die Ausbreitung von Rechtsex-

                                                 
21 Dieser Gedanke findet sich bereits in der Studie von Fromm über "German Workers". 
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tremismus. Danach wirkt Autoritarismus gewissermaßen als "intervenierende" Variable zwi-

schen Sozialstruktur und Rechtsextremismus und taugt folglich in empirisch-analytischer Hin-

sicht nicht als missing link zwischen linksgerichteten und rechtsgerichteten Denkmustern. An-

dererseits unterscheidet Lipset nicht immer exakt zwischen Autoritarismus und Rechtsextre-

mismus. In beiden Fällen scheint es sich nach seiner Auffassung um rechte, gegen die Demo-

kratie gerichtete, politische Orientierungsmuster zu handeln22, wobei Autoritarismus offenbar 

über eine starke soziale Komponente verfügt bzw. dazu neigt, sich mit sozialen Problemen zu 

verbinden. 

• Zweitens legt Lipset den Schluss nahe, dass demokratische Orientierungen Autoritarismus 
bzw. Rechtsextremismus entgegenwirken. Weil für die Unterschichten sozioökonomische 

Belange mittlerweile eine weitaus größere Bedeutung hätten als demokratische Ziele, seien sie 

besonders anfällig für Autoritarismus bzw. Rechtsextremismus. Ihnen fehlt gewissermaßen die 

Impfung mit dem Gegengift Demokratie.  

 
Für die empirischen Analysen ergeben sich mithin folgende Fragen: 

- Ist die Unterschicht (Arbeiter, einfache Angestellte, Arbeitslose, Rentner etc.) tatsächlich autori-

tärer und undemokratischer disponiert als die Mittelschicht und die Oberschicht? 

- Gehen Autoritarismus und Rechtsextremismus gerade bei der Unterschicht eine besonders 

starke Verbindung ein? 

- Neigt die Unterschicht besonders zu antikapitalistischen bzw. sozialistischen Einstellungen? 

 

e) Jaerisch: Sind Arbeiter autoritär? 

Ursula Jaerisch (1975) untersuchte am Frankfurter Institut für Sozialforschung Ende der sechziger 

Jahre die Wirkung rechtsextremer Propaganda auf unterschiedliche Bevölkerungsschichten, ins-

besondere auf die Unterschicht und auf Gewerkschaftsmitglieder. Rechtsextremismus wurde mit-

tels einer Skala gemessen, deren Items aus Propagandaslogans der NPD bestanden. Jaerisch 

bestätigte zunächst den Befund von Liepelt (1967: 245 ff.), dass Gewerkschaftsmitgliedschaft eine 

wichtige Barriere gegen die Bereitschaft, NPD zu wählen, darstellt (ebd.: 48). Und: "Je stärker die 

Sympathien für die NPD, desto deutlicher die Ablehnung der Gewerkschaften und der Forderun-

gen der Lohnabhängigen" (ebd.: 51). Hinsichtlich der Zustimmung zu den NPD-Slogans erwiesen 

sich die unteren sozialen Schichten allerdings als besonders zugänglich für die Propaganda der 

Nationaldemokraten. Jaerisch unterschied daher zwischen dem Autoritarismus der Unterschichten 

und dem der mittleren bzw. oberen Schichten: 

                                                 
22 Diese Unsicherheit kennzeichnet bis heute die Forschungslandschaft (s. auch unten Abschn. 2g). 
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"Vorurteile richten sich nicht gegen beliebige Minoritäten. Sie sind zwar unabhängig von deren Eigen-

schaften, aber meist konkret bezogen aus der sozialen Lage derer, die sie hegen. Sie richten sich nicht 

gegen alle schwachen und fremden Gruppen schlechthin, sondern überwiegend gegen solche, die den 

sozialen Status wenig privilegierter Gruppen zu bedrohen und in die sonst der eigenen Gruppe vorbehal-

tene soziale Sphäre einzudringen scheinen... 

Dass Vorurteile gegen ausländische Arbeiter zur Zeit der Untersuchung bei der privilegierten Bildungs-

schicht schwächer zu sein schienen als bei den unteren Schichten der Lohnabhängigen, erklärt sich aus 

der Tatsache, dass die ausländischen Arbeiter für die privilegierte Gruppe keine potentiellen Konkurren-

ten bildeten, wohl aber für die wenig qualifizierten Arbeiter, insbesondere für die älteren unter ihnen... 

So lassen sich die Aversionen der Arbeiter und der unteren Gruppen der Lohnabhängigen gegen auslän-

dische Arbeiter stringenter als die Vorurteile relativ privilegierter Mittelstandsgruppen auf Ängste zurück-

führen, die die Klassenlage produziert, auf die Angst vor unmittelbaren Konkurrenten, vor dem Verlust 

des Arbeitsplatzes oder Lohneinbußen durch Degradation im betrieblichen Lohnsystem." (Ebd.: 123, 124) 

Bei den Motiven für Fremdenfeindlichkeit unterschied Jaerisch also zwischen berechtigten sozio-

ökonomischen Ängsten der Unterschichten und psychisch bedingten Vorurteilen von Gruppen, 

deren sozialer Status durch Ausländer nicht bedroht ist. Die Fremdenfeindlichkeit (bzw. der 
Rechtsextremismus) der Unterschicht stellt mithin eine spezifische Verarbeitungsform ihrer 
sozialen Lage dar. Aus der Sicht der psychoanalytisch fundierten "Kritischen Theorie" stellte sich 

daher durchaus die Frage, ob Arbeiter überhaupt als autoritär zu bezeichnen sind. 

Jaerisch suchte die Ursachen für den Unterschicht-Autoritarismus nicht nur im sozioökonomischen 

sondern auch im politischen Bereich. So ergaben ihre Analysen, dass Parteipräferenzen für die 

SPD und Gewerkschaftsbindungen die Aufgeschlossenheit gegenüber der NPD-Propaganda nur 

bedingt mindern: 

"Zwar war die Zustimmungsbereitschaft zu dem gesamten Propagandaangebot bei den gewerkschaftlich 

Organisierten schwächer als bei denjenigen ohne gewerkschaftliche Bindungen; das traf aber weder in 

gleichem Ausmaß für die verschiedenen Schichten und Altersgruppen der Arbeiter zu, noch hat die Ori-

entierung an den Gewerkschaften eine Immunisierung gegen alle Aspekte der NPD-Propaganda be-

wirkt." (Ebd.: 134) 

Über gewerkschaftlich organisierte Arbeiter schrieb Jaerisch: 

"Gewerkschaftszugehörigkeit verband sich bei über vierzigjährigen Arbeitern mit vergleichsweise geringer 

Anfälligkeit für regressive Propaganda, bei jüngeren Arbeitern war ein solcher Zusammenhang kaum 

noch festzustellen. Nur in der Gruppe der älteren Arbeiter waren unter den Gewerkschaftsmitgliedern 

mehr Resistente zu finden als unter den Nichtmitgliedern." (Ebd.: 137) 

Dass sich gerade junge Gewerkschaftsmitglieder aus der Arbeiterschaft als wenig resistent gegen 

die NPD-Ideologie erwiesen, erklärte Jaerisch damit, dass gerade für diese Gruppe Gewerk-
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schaftsmitgliedschaft "wenn nicht eine Routineangelegenheit, so doch häufig eine ebensolche 

Selbstverständlichkeit wie Kranken- und Sozialversicherung" (ebd.) sei. Dass Gewerkschaftsmit-

gliedschaft (schon) damals nicht gegen Rechtsextremismus immunisierte, erklärte Jaerisch mit der 

Entpolitisierung der Arbeiterschaft: 

"Mit der Entpolitisierung der Arbeiterschaft sind die Unterschiede im politischen Denken weitgehend ge-

tilgt worden, die zwischen den Arbeitern, die kollektive Interessen und die Möglichkeit, sie zu vertreten, 

wahrnahmen, und denjenigen bestanden haben mochten, die sich gegenüber Klassenorganisationen ab-

lehnend oder indifferent verhielten... 

Da die Gewerkschaften zu einer Politisierung der Gesamtheit ihrer Mitglieder wenig beigetragen haben, 

waren konsistente politische Vorstellungen, die es den Gewerkschaftsmitgliedern ermöglicht hätten, die 

Skalensätze als zusammenhängende Elemente regressiver Propaganda zu durchschauen, kaum vor-

handen... In ihrer gegenwärtigen Struktur prägen die Gewerkschaften die politische Öffentlichkeit nicht so 

weit, dass sie einen Gegenpol für die den Massen durch die verschiedenen Medien aufgedrängte anti-

demokratische Ideologie bilden würden." (Ebd.: 138) 

Jaerisch stützt mithin partiell die sozioökonomisch begründete Unterschichtthese. Anders als 

Lipset sah sie im Rechtsextremismus jedoch auch eine subjektive Verarbeitungsform von prob-
lematischen sozialen Lagen. Ob Arbeiter Vorurteile gegen Ausländer hegen, hängt ihrer Meinung 

nach aber nicht nur von der Wahrnehmung des eigenen sozialen Status, sondern auch vom Politi-

sierungsgrad (politische Bildung, politisches Interesse) jedes einzelnen Arbeiters ab. Dieser Ge-

danke wird im folgenden Abschnitt weiter verfolgt. 

Bedeutsam ist auch ihre Kritik am sozialpsychologischen Autoritarismusbegriff des Instituts für 

Sozialforschung: Die Faschismus-Skala der "Autoritären Persönlichkeit" sei im Grunde genommen 

mit Blick auf die bürgerlichen Mittelschichten konzipiert worden und eigene sich nicht für die Mes-

sung von Autoritarismus bei der Unterschicht. Darauf werden wir später zurückkommen.  

 
f) Kritik an der "Autoritären Persönlichkeit" 

Wie erwähnt stieß die "Kritische Theorie" auf der Suche nach der Quelle für antisemitische und 

pronazistische Orientierungen auf die "autoritäre Persönlichkeit" (Adorno/Frenkel-Brunswik/Levin-

son/Sanford 1950) bzw. auf den "autoritären Charakter" (Adorno 1973). Dabei handelt es sich um 

ein Syndrom von neun Merkmalen, wovon die ersten drei als zentral angesehen wurden: Konven-

tionalismus, autoritäre Unterwürfigkeit und autoritäre Aggression23. Dieses Syndrom basiert auf 

dem - von dem Freud-Schüler Fromm entwickelten - psychoanalytischen Konzept des "sado-

masochistischen Charakters" (Fromm 1936: 110 ff.). Danach werden die Grundlagen des autoritä-

                                                 
23 Die übrigen waren: Anti-Intrazeption, Aberglaube und Stereotypie, Machtdenken und "Kraftmeierei", De-

struktivität und Zynismus, Projektivität sowie schließlich Sexualität. Vgl. Adorno 1973: 45. 
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ren Charakters während der frühkindlichen Sozialisation innerhalb einer (vaterdominierten) autori-

tären Familie gelegt. Die psychoanalytische Fundierung der autoritären Persönlichkeit wird neuer-

dings unter der Fragestellung "Sozialisation oder Situation?" (Rippl/Kindervater/Seipel 2000) kri-

tisch diskutiert. 

Beispielsweise entwickelte Altemeyer (1988) ein lerntheoretisches Konzept, demzufolge sich 

Autoritarismus in verschiedenen Entwicklungsphasen herausbilden und verstärken könne, eher 

noch in der Adoleszenz als in der frühen Kindheit. Der Lernprozess sei jedoch zu keiner Zeit abge-

schlossen, er vollziehe sich vielmehr ein Leben lang. Oesterreich geht noch einen Schritt weiter 

und verabschiedet sich gänzlich von der Sozialisationshypothese. Seinen "neuen Autoritarismus-

ansatz" beschreibt er so: 

"Der neue Ansatz stellt in das Zentrum eine psychische Reaktion, die durch situationelle Faktoren ausge-

löst wird. Die Idee einer situationsspezifischen autoritären Reaktion beschreibt sowohl menschliches Ver-

halten in kritischen, Angst erzeugenden Situationen als auch die Entwicklung eines Persönlichkeitstypus, 

der durch die Unfähigkeit, sich aus der autoritären Reaktion zu lösen, gekennzeichnet ist. Die autoritäre 

Persönlichkeit ist die habitualisierte Bereitschaft, in Krisensituationen mit einer Flucht in den Schutz von 

Sicherheit bietenden Instanzen zu reagieren." (Oesterreich 1993: 43) 

Oesterreich verneint - wie z.B. auch Altemeyer - einen Zusammenhang von autoritärer Erziehung 

und autoritärer Persönlichkeit. Autoritarismus ist für ihn eine durch Kontextfaktoren ausgelös-
te Reaktion (Oesterreich 1996). Während nach der psychoanalytischen Sichtweise der autoritäre 

Charakter recht stabil sein sollte, ist er nach der Situationshypothese eher instabil und veränder-

lich. In der Literatur werden die unterschiedlichsten Kontextvariablen genannt, die von sozioöko-

nomischen Faktoren über kollektive Krisenerfahrungen bis hin zu Unzufriedenheit, Desorientierung 

und Entfremdung reichen. Hier findet sich auch die Brücke zu Ansätzen, die Autoritarismus in Ab-

hängigkeit von Schichtzugehörigkeit und Bildungsgrad analysieren. 

Als "weitgehend ungeklärt" bezeichnen Rippl, Kindervater und Seipel, "ob bedrohliche Situationen 

die Ursache autoritärer Äußerungen sind oder ob die Bedrohungssituation bereits existierende 

Charakterstrukturen aktiviert". Unvereinbar mit dem sozialisationstheoretischen Ansatz seien die 

Konzepte, die "bedrohliche Situationen als alleinige Ursache der Entstehung autoritärer Äußerun-

gen" betrachten. "Vereinbar mit der 'Authoritarian Personality' ist hingegen eine Sichtweise, die 

davon ausgeht, dass Bedrohungssituationen bereits vorhandene Charakterdispositionen aktivie-

ren." (Rippl/Kindervater/Seipel 2000: 24). 

Die Stärke des lerntheoretischen Ansatzes liegt darin, dass er die ahistorische Sichtweise des 

klassischen psychoanalytischen Konzepts überwindet und eine Brücke zur Unterschichtthese bil-

det. Zur Erklärung des "Sozialismus von rechts" leistet er freilich keinen Beitrag. 
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g) Autoritarismus und Rechtsextremismus 

Autoritarismus wird in der Forschung oft als eine Dimension des rechtsextremen Einstellungsmus-

ters betrachtet (z.B. Stöss 1993: 87 ff.; ders. 1995: 113; Birsl 1994: 336; Schumann/Winkler 1997: 

87 ff.; Stöss/Niedermayer 1998: 6). Dafür gibt es gute Argumente, die sich zurückverfolgen lassen 

bis zur F(aschismus)-Skala der "Autoritären Persönlichkeit": 

"Traditionelle Autoritarismusskalen, wie die F-Skala, können ohne weiteres als Messinstrumente für poli-

tisch rechte Einstellungen angesehen werden. Viele der in ihnen enthaltenen Items kehren denn auch re-

gelmäßig in Untersuchungen zur Erfassung des Rechtsextremismus oder Nationalismus wieder." 

(Oesterreich 1998: 57) 

Lederer (1995: 34) teilt unter Berufung auf Wiggershaus (1988: 458) mit, dass der Titel der "Autori-

tären Persönlichkeit" ursprünglich "The Fascist Character" und dann "The Potential Fascist" lauten 

sollte. Die dann gewählte Bezeichnung war wohl weniger wissenschaftlich, sondern eher (unter 

dem Druck des Antikommunismus in der McCarthy-Ära) politisch motiviert: 

"Der Titel, unter dem das Buch dann im Januar 1950 herauskam, stellte unverkennbar einen späten 

Kompromiss dar. Denn nur in Horkheimers Vorwort wurde dieser Begriff verwendet (...) Eine auf die Zeit-

umstände Rücksicht nehmende Tarnmaßnahme bewirkte so die Anknüpfung an eine Terminologie, die 

Fromm entwickelt hatte (...) als noch nicht ausdrücklich Faschismus und Antisemitismus auf dem For-

schungsprogramm standen." 

Rippl, Seipel und Lederer (1995: 102) äußern sich zum Verhältnis von Rechtsextremismus und 

Autoritarismus unklar: 

"Zwar ist der Rechtsextremismus eine radikale Ausformung autoritärer Einstellungen, doch kann er als 

Fühler für die Popularität latenter autoritärer Einstellungen in der Bevölkerung verstanden werden." 

Die Frage, ob Autoritarismus Teil oder Ursache des Rechtsextremismus, ob er abhängige oder 

unabhängige Variable ist, wird damit freilich nicht beantwortet. Begibt man sich zurück zu den 

Quellen der Autoritarismusforschung, also zu Fromm, dann sind die Verhältnisse sonnenklar: Der 

autoritäre Charakter ist Ursache für faschistische Orientierungen, also unabhängige Variable. Die-

sen Charakter kann man natürlich auch - wie ursprünglich beabsichtigt - als faschistischen Charak-

ter bezeichnen; dann wäre der faschistische Charakter Ursache für faschistische Orientierungen. 

Das Problem resultiert - wie erwähnt - daraus, dass zweierlei Autoritarismus existiert: Autoritaris-

mus als individualpsychologisches Charaktermerkmal und Autoritarismus als politische Einstellung 

(die Bestandteil des rechtsextremen Einstellungsmusters ist bzw. sein könnte24). Wenn zwei so 

unterschiedliche Beobachtungsgegenstände wie der Charaktertypus und der Einstellungstypus mit 

                                                 
24 Diese Unterscheidung machen Stöss/Fichter/Kreis/Zeuner (2004). 
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derselben Bezeichnung belegt werden, wird die Besonderheit beider Kategorien sprachlich ein-

geebnet25.  

 
h) Gibt es einen linken Autoritarismus? 

Sieht man einmal von der Studie "German Workers 1929" ab, dann war der Autoritarismus der 

politischen Linken kaum Gegenstand der frühen Autoritarismus-Studien. Sie befassten sich zwar 

mit der Unterschicht, mit der Arbeiterschaft oder mit Gewerkschaftsmitgliedern, aber deren Autori-

tarismus ist nicht notwendigerweise identisch mit dem Autoritarismus der Linken.  

Die Faschismus-Skala des Instituts für Sozialforschung war (berechtigterweise) dem Vorwurf aus-

gesetzt, rechte Einstellungen zu messen und linken Autoritarimus auszuklammern. So kritisierte 

Rokeach (1960) beispielsweise an der "Autoritären Persönlichkeit", dass mit der F-Skala nicht all-

gemeiner, sondern rechtsgerichteter Autoritarismus gemessen würde. Er bemühte sich daher 

(letztlich erfolglos) um die Entwicklung eines Autoritarismus-Maßes, das unabhängig von politi-

schen Orientierungen allgemeinen Autoritarismus erfasst. Seine Dogmatismus-Skala beruht auf 

der Unterscheidung zwischen offenen und geschlossenen Überzeugungssystemen. Dogmatisch 

eingestellte Menschen zeichneten sich durch ein geschlossenes Überzeugungssystem aus, das 

als stabiler kognitiver Orientierungsrahmen wirke und Informationen abwehre, die mit den beste-

henden Überzeugungen nicht kompatibel sind, bedrohlich erscheinen und Angst erzeugen. Dog-

matiker neigten besonders zu undifferenziertem Denken und zur Verherrlichung von Autoritäten 

(vgl. auch Roghmann 1966). Eine Befragung der Mitglieder des italienischen Abgeordnetenhauses 

mit der Dogmatismus-Skala gelangte allerdings zu dem Ergebnis, dass die Neofaschisten die 

höchsten, die Kommunisten die geringsten Werte erzielten (Angabe bei Oesterreich 1996: 59). Auf 

ähnlichen Überlegungen wie das Dogmatismus-Konzept basiert das Rigidität-Flexibilität-Konzept 

von Rubenowitz (1963). Rigidität bedeutet dabei die blinde Akzeptanz von Normen, Werten, Ver-

haltensweisen und Restriktionen, die von Autoritäten vorgegeben werden. 

In der Literatur ist allerdings häufig angemerkt worden, dass sich rechte und linke Weltanschauun-

gen hinsichtlich ihrer Inhalte und Ziele so stark unterscheiden, dass eine Übertragung des Autorita-

rismus-Konzepts unsinnig sei. "Betrachtet man etwa den Aspekt der autoritären Aggression, so 

richtet sich diese im rechten Lager eindeutig gegen Schwächere und Minderheiten, ein Muster, das 

im linken Lager so nicht zu finden ist." (Rippl/Kindervater/Seipel 2000: 20, unter Berufung auf 

Christel und Wulf Hopf). Daher bezeichnete Stone (1980) den linken Autoritarismus dann auch als 

einen Mythos. Um Missverständnissen vorzubeugen, analysierte Altemeyer (1981) explizit rechts-

                                                 
25 In unserer Analyse werden wir zwischen Persönlichkeitseigenschaft und politischer Einstellung unter-

scheiden. Siehe dazu unten Abschn. 4c. 
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extremen Autoritarismus, seine "left-wing authoritarianism scale" erwies sich nicht als erfolgreich 

(Altemeyer 1996). Und Oesterreich (1996: 61) konstatierte: 

"Nimmt man die Grundidee des Autoritarismuskonzepts ernst, erklären zu wollen, warum Menschen zur 

Lösung ihrer individuellen Probleme Autorität suchen und sich den Herrschenden oder den Mächtigen un-

terwerfen, dann macht in unserer Gesellschaft die Konzipierung eines Left-Wing-Authoritarianism theore-

tisch wenig Sinn." 

Denkbar wäre allerdings, dass sich antikapitalistisch bzw. sozialistisch eingestellte Individuen in 

den Schutz von solchen Instanzen flüchten, denen zugetraut wird, die Bedrohungen des global 

agierenden Kapitals durch eine völkisch-nationalistische, protektionistische Politik abzuwehren. 

 
i) Erzeugt autoritäre Herrschaft autoritäre Persönlichkeiten? 

Analysen zur Genese von Autoritarismus haben oft auch die Makroebene ins Blickfeld genommen: 

"Führt ein höherer Autoritarismus des Gesamtstaates als Systemeffekt auch zu höherem Autorita-

rismus bei den Einzelpersonen?" (Schmidt 1995: 16) Dieses Makro-Mikro-Problem wurde gerade 

auch nach der deutschen Einheit bezüglich des Autoritarismus in der DDR bzw. in Ostdeutschland 

diskutiert. Die Erwartung, dass sich Ostdeutsche als ungleich autoritärer erweisen müssten als 

Westdeutsche, ließ sich empirisch allerdings nie bestätigen. Zwar wurde für die "Ossis" zumeist 

ein etwas größeres Potenzial als für die "Wessis" gemessen, aber die Differenzen spiegelten kaum 

den Systemunterschied wider: 

"Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich zwar Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen 

bezüglich Autoritarismus in der erwarteten Richtung zeigen, dass die Unterschiede aber vergleichsweise 

gering sind, wenn man bedenkt, dass in dem einen System autoritäre Werte über 40 Jahre lang gepredigt 

wurden und in dem anderen - zumindest seit Beginn der 70er Jahre - ein deutlich liberaleres Klima 

herrschte." (Herrmann/Schmidt 1995: 304) 

Oesterreich (1996: 60) teilt mit, dass eine russisch-amerikanische Untersuchung 1994 sogar he-

rausgefunden habe, dass amerikanische Jugendliche autoritärer seien als russische. Er hat sei-

nerseits einige Ost-West-Vergleiche durchgeführt und im Osten auch keinen wesentlich größeren 

Autoritarismus gefunden als im Westen. Entsprechend seiner, der Situationshypothese folgenden 

Theorie der autoritären Reaktion interpretiert er seine Befunde so: 

"Autorität entsteht nicht automatisch dann, wenn eine Anpassung an Herrschaftsverhältnisse erzwungen 

wird, sondern wenn verunsicherte und ängstliche Menschen Schutz suchen und sich aus diesem Grunde 

den herrschenden unterwerfen. (...) Die Gesellschaft der DDR war zwar eine obrigkeitsstaatliche Gesell-

schaft mit vielen Restriktionen, aber sie war eine für den einzelnen überschaubare Gesellschaft. Sie war 

damit keine bei den Menschen überdurchschnittlich Angst erzeugende Gesellschaft, die eine verstärkte 

Orientierung an Autoritäten erforderlich gemacht hätte." (Oesterreich 1993: 49 f., 229) 
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k) Worin besteht das Gegenteil des autoritären Charakters? 

Für die hier geplanten Untersuchungen sind auch Variablen von Bedeutung, die Autoritarismus 

(Rechtsextremismus und möglicherweise sogar Sozialismus) abwehren oder wenigstens doch 

begrenzen. Denn die Negation eines Begriffs trägt zum Verständnis seines Bedeutungsgehalts bei. 

Die bisherigen Betrachtungen legen die Vermutung nahe, dass es sich dabei unter anderem um 

demokratische Orientierungen handeln könnte. Derartige Variablen sollten sich eigentlich aus der 

Beschreibung der nicht-autoritären Persönlichkeit ergeben. Eine Inspektion der einschlägigen Lite-

ratur fördert tatsächlich einige Hinweise zu Tage. 

In der "Autoritären Persönlichkeit" werden den "Vorurteilsvollen" (den Menschen mit einem autori-

tären bzw. - wie es in der Studie heißt - potentiell faschistischen Charakter) die "Vorurteilsfreien" 

gegenübergestellt. Wie die Vorurteilsvollen werden auch die Vorurteilsfreien in verschiedene Ty-

pen unterteilt. Es sind dies (Adorno 1973: 339 ff.): 

- der "starre" Vorurteilsfreie, 

- der "protestierende" Vorurteilsfreie, 

- der "impulsive" Vorurteilsfreie, 

- der "ungezwungene" Vorurteilsfreie und 

- der genuine Liberale. 

Letzterer wird gewissermaßen als vollkommenes Gegenstück zum Autoritären vorgestellt: Er "kann 

als das aufgefasst werden, was Freud als ideales Gleichgewicht zwischen Über-Ich, Ich und Es 

ansah" (ebd.: 340). Interessanterweise wird dieser Typ, abweichend von den übrigen Typen, mit 

einem politischen Begriff belegt. Das Gegenteil von autoritär ist demnach liberal. Diese Vermen-

gung von psychologischer und politischer Terminologie ist Folge der theoretischen und begriffli-

chen Inkonsistenz, die die gesamte "Autoritäre Persönlichkeit" prägt und noch bis heute nachwirkt. 

Das ursprüngliche Anliegen der Studie bestand ja darin, politische (faschistische, antisemitische) 

Orientierungen und Verhaltensweisen psychologisch zu erklären. Offenbar war mit dem genuinen 

Liberalen das Gegenstück zum Faschisten bzw. Antisemiten gemeint. Damit sollte wohl der Ge-
gensatz zwischen faschistisch und demokratisch thematisiert werden. 

Inspirierend könnte sich die bereits 1941 erschienene Schrift von Fromm (1990) "Escape from 

Freedom" ausgewirkt haben. Fromm hatte sich darin bemüht, die Wechselwirkungen zwischen 

psychologischen und soziologischen Faktoren am Beispiel der Charakterstruktur des "modernen 

Menschen" herauszuarbeiten. Seine Kernthese lautet, dass die Freiheit im Laufe der Entwicklung 

der modernen Industriegesellschaft enorm zugenommen und sich damit zu einer Belastung für die 

Menschen entwickelt habe. Sie neigten dazu, den Freiheitsgewinn durch Flucht ins Autoritäre, De-

struktive und Konformistische zu bewältigen ("negative Freiheit"). Es gelte jedoch, diesen Frei-
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heitsgewinn im Sinne von "Selbstverwirklichung" und "spontanem Tätigsein" zu nutzen ("positive 

Freiheit"; ebd.: 185 ff.). 

"Die positive Freiheit [führt] zur vollen Verwirklichung der dem Menschen eigenen Möglichkeiten und be-

fähigt ihn, aktiv und spontan zu leben. (...) Der Sieg über autoritäre Systeme aller Art wird nur möglich 

sein, wenn die Demokratie nicht den Rückzug antritt, sondern die Offensive ergreift und das in die Wirk-

lichkeit umsetzt, was alle jene im Sinn hatten, die in den vergangenen Jahrhunderten für die Freiheit ge-

kämpft haben." (Ebd.: 195, 199) 

Im Sinne der Unterscheidung zwischen der psychologischen und der soziologischen Dimension 

entspricht der Gegensatz von Autoritarimus und Autonomie dem von Faschismus und Demokratie. 

Autonomie und Demokratie wurden von Fromm unter einer betont individualistischen Perspektive26 

abgehandelt. Daran machte sich die Kritik von Jaerisch fest. 

Den psychoanalytischen Kern der "Autoritären Persönlichkeit" bildet - wie erwähnt - der sado-

masochistische Charakter: Infolge einer rigiden Erziehung während der Kindheit könne kein auto-

nomes Ich entstehen. Daraus folgten die zwanghafte Unterwerfung unter Autoritäten und zugleich 

ein Hass auf Autoritäten, der auf Minderheiten oder Fremde gelenkt werde. Grundlage des auto-
ritären Charakters ist mithin Ich-Schwäche. Das Gegenteil wäre Ich-Stärke, die den vorur-
teilsfreien, toleranten, autonomen, eben nicht-autoritären Charakter verbürgt. Jaerisch 

(1975: 147) beschreibt ihn so: 

"Er ist fähig zur Intrazeption und zum spontanen Erleben von Ereignissen und sozialen Beziehungen; 

seine Wahrnehmung wird nicht von Vorurteilen und starren Denkschemata blockiert. Über sich selbst und 

seine Schwierigkeiten und Konflikte ist er imstande nachzudenken; Unsicherheit und Schwäche vermag 

er sich einzugestehen und muss sie nicht, wie der Autoritäre, abwehren und durch Zurschaustellung von 

Stärke kompensieren. Der Nicht-Autoritäre ist zu dieser Art Selbstreflexion in der Lage, weil sein Ich nicht 

fortlaufend sich an äußeren Normen zu orientieren und ihnen unterzuordnen gezwungen ist und infolge-

dessen auch die eigenen Triebbedürfnisse leichter zu akzeptieren vermag." 

Jaerischs Kritik an den theoretischen Grundlagen des Instituts für Sozialforschung besteht darin, 

dass Adorno & Co. in der Negation des autoritären Charakters das Ideal bildungsbürgerlicher indi-

vidueller Ich-Identität und Autonomie gesehen hätten, das nicht auf die Arbeiterklasse übertragbar 

sei. Die Methoden der "Kritischen Theorie" (derer sie sich selbst bei ihrer Untersuchung bediente), 

seien mithin nicht geeignet, Autoritarismus bei Arbeitern nachzuweisen. 

"These dieser Überlegungen ist, dass bereits die F-Skala zumindest teilweise auch solche Normen und 

Verhaltensmuster bei Arbeitern als autoritär erscheinen ließ, die weniger triebdynamischen Ursprungs 

sind als zwangsläufig durch ökonomische Lage, Berufs- und Geschlechtsrollen, vorgegebene Umwelt 

und Zukunftsperspektiven bedingt werden." (Ebd.: 154) 

                                                 
26 "Die Zukunft der Demokratie hängt von der Verwirklichung des Individualismus ab." (Ebd.: 195) 
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Noch deutlicher formuliert sie als Resümee ihrer Studie: 

"Falsch ist jene Alternative, die hypostasiert: die bürgerliche Familie mit ihren Voraussetzungen des Be-

sitzes und des durch diesen konstituierten Freiraums erzeuge autonome Individuen; Absenz oder Verfall 

solcher Bedingungen prägten die ohne ein gesichertes Refugium Heranwachsenden zur unterwürfigen 

Anpassung... 

Aber auch nur jenseits der stets auch verhärteten bürgerlichen Individualität entsteht die Solidarität der 

unterdrückten Klassen. Die emanzipatorischen Kämpfe gegen die bürgerliche Gesellschaft sind von je-

nen getragen worden, die aufgrund ihrer Klassenlage von den Individuationschancen der Bourgeoisie 

ausgeschlossen waren... 

Den abhängigen Klassen war die individualistische Wahrnehmung ökonomischer und politischer Rechte 

unmöglich. Sie konnten sich weder als selbstbewusste, in der Öffentlichkeit agierende Citoyens, noch 

kontemplativ als Privatleute verhalten. Ihre Emanzipation war und ist angewiesen nicht auf den Nachvoll-

zug bürgerlicher, stets auch individueller Emanzipation, sondern auf eine Solidarität, die sich nur über 

den Bereich der materiellen Produktion und Reproduktion, nicht losgelöst von ihm bilden kann." (Ebd.: 

181) 

Die ökonomische Konfliktlinie (Sozialismus - Kapitalismus) wird hier unter sozialpsychologischen 

Gesichtspunkten als Widerspruch von Kollektivismus/Solidarität und Individualismus gedeutet. Da 

auch Faschismus (auf seine Art und Weise) konsequent antiindividualistisch ist, findet er mit seiner 

volksgemeinschaftlichen Weltanschauung Andockpunkte bei den Unterschichten: 

"Rechtsextreme Propaganda appelliert an einen Kollektivismus, der nicht unmittelbar als den Interessen 

der unteren Schichten konträr durchschaut werden kann. Es wird ihr in einem gewissen Ausmaß gelin-

gen, selbst solche Dispositionen anzusprechen, die im Gegensatz zu bürgerlich-individualistischen Attitü-

den den Notwendigkeiten solidarischen Handelns entsprechen. So werden Motive, die als solche zu 

Recht bestehen, wie der Wunsch nach kollektivem Selbstbewusstsein und kollektiver Anerkennung, von 

der Ideologie des Rechtsextremismus in einen Kontext gedrängt, in dem sie für die Zwecke einer reaktio-

nären Politik missbraucht werden können." (Ebd.: 128 f.) 

Nun ist die Entwicklung zu einer selbstbewussten Persönlichkeit nicht unbedingt gleichzusetzen 

mit der Ausprägung eines bürgerlich-individualistischen Charakters. Und umgekehrt können autori-

täre Dispositionen in gewissem Umfang durchaus funktional und vernünftig sein, wie Oesterreich 

aus der Perspektive seiner Theorie der autoritären Reaktion darlegt: 

"Im Rahmen des Sozialisationsprozesses des Kindes hat die Autoritäre Reaktion jedoch zuallererst eine 

für die Entwicklung des heranwachsenden Kindes wichtige Funktion. Sie schützt es vor den Gefahren ei-

ner von ihm noch nicht allein zu bewältigenden Umwelt. (...) Auch bei Erwachsenen muss eine Schutzsu-

che in schwer zu bewältigenden Situationen nicht automatisch irrational oder unsinnig sein. Selbst Un-

terwürfigkeit kann in bestimmten Situationen vernünftiger als Widerstand sein. Wenn das Individuum be-
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stimmte Situationen nicht allein bewältigen kann, ist eine Anlehnung an oder Flucht in die Sicherheit von 

Schutz gewährenden Instanzen durchaus vernünftiges Verhalten." (Oesterreich 1993: 27) 

Auch Oesterreich bezeichnet Autonomie als das Gegenteil von Autoritarismus. Für ihn besteht 

die "zentrale Frage der Autoritarismusforschung" allerdings nicht in der Genese von Autoritaris-

mus, "sondern wie im Verlauf dieses Prozesses autoritäre Bindungen, die für das heranwachsende 

Kind notwendig und auch funktional sind, aufgegeben werden und so etwas wie individuelle Auto-

nomie entsteht" (ebd.: 44). Was unter individueller Autonomie zu verstehen ist, bleibt freilich offen. 

 

3. Schlussfolgerungen 

Auf der Suche nach möglichen Gemeinsamkeiten und Unterschieden von Rechtsextremismus (i.e. 

völkischer Nationalismus) und Sozialismus müssen wir verbreitete Gewissheiten kritisch hinterfra-

gen. Auch wenn (bzw. insoweit) Rechtsextremismus und Sozialismus historisch-politisch als Ge-

genpole existieren, auch wenn (bzw. insoweit) es sich beim Rechtsextremismus um eine antide-

mokratische und beim Sozialismus um eine antikapitalistische Weltanschauung handelt, stellen 

sich mindestens zwei Fragen. Erstens: Bestehen dennoch politisch-programmatische Überschnei-

dungen oder wenigstens doch Berührungspunkte zwischen Rechtsextremismus und Sozialismus? 

Verfügt nicht auch der Rechtsextremismus über eine antikapitalistische oder wenigstens doch ka-

pitalismuskritische Komponente? Ist der Sozialismus tatsächlich völlig frei von nationalistischen 

und ethnozentrischen Erwägungen? Auch wenn man dies vermeint, steht die zweite Frage im 

Raum: Lassen sich die Verhältnisse der Makro- und Mesoebene umstandslos auf die Mikroebene 

übertragen? 

Am Beispiel des Autoritarismus haben wir gesehen, dass kein zwingender Zusammenhang zwi-

schen Systemmerkmalen und individuellen Mentalitäten besteht. Autoritär verfasste Regime und 

intermediäre Institutionen erzeugen nicht notwendigerweise autoritäre Persönlichkeiten. Selbst 
wenn sich Rechtsextremismus und Sozialismus in der politischen Sphäre hartnäckig be-
kämpfen, müssen sie im Bewusstsein der Menschen nicht unbedingt einen Gegensatz bil-
den. 

Entscheidend war beispielsweise nicht die tatsächliche Wirtschafts- und Sozialpolitik des National-

sozialismus, sondern ob Individuen glaubten oder auch nur hofften, dass er sich gegen das (Groß- 

oder Finanz-) Kapital richtet und zugleich nationalistische und sozialistische Ziele verfolgt. Es 

kommt also auf die Wahrnehmungen bzw. Meinungen der Menschen an, nicht auf "objektive" Tat-

sachen. Gegenstand unserer Analyse sind also im Grenzbereich von Nationalismus und 
Sozialismus angesiedelte Orientierungen: Um welche Einstellungen handelt es sich im Ein-
zelnen, wie weit sind sie derzeit in der Bevölkerung verbreitet und warum entwickeln Men-
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schen derartige Einstellungen? Handelt es sich um ein konsistentes Einstellungsmuster 
oder um eine diffuse Mixtur verschiedener Meinungen, Vorbehalte und Zielvorstellungen? 

Hier ist an den Hinweis von Lipset zu erinnern, dass es sich beim Sozialismus ursprünglich um 

eine Doktrin handelte, in der Demokratie und Antikapitalismus untrennbar miteinander verwoben 

waren ("Demokratischer Sozialismus"). Im Laufe der Zeit sei diese Verbindung aber brüchig ge-

worden. Die staatssozialistischen Regime waren bekanntlich antikapitalistisch, aber nicht demokra-

tisch und daher im ursprünglichen Sinn des Wortes auch nicht sozialistisch27. Auch im Bewusst-

sein von Teilen der Arbeiterschaft habe, so Lipset, mit der Konsolidierung demokratischer Systeme 

ein Bedeutungsverlust der demokratischen Komponente stattgefunden, weil den Arbeitern eher an 

der Ausweitung des Sozialstaats als an der Stärkung demokratischer Rechte gelegen war. 

Damit stellt sich die Frage, welche Vorstellungen die Menschen mit dem Begriff "Sozialismus" ver-

binden. Steht Sozialismus für einen Gegenentwurf zur bestehenden kapitalistischen Gesellschaft, 

oder für bloße Gegnerschaft zum Kapitalismus, ohne dass sich damit konkrete Alternativvorstel-

lungen verbinden (Antikapitalismus), oder handelt es sich dabei nur um Kritik an einzelnen Er-

scheinungsformen des Kapitalismus bzw. an der bestehenden Wirtschafts- und Sozialordnung 

(Kapitalismuskritik28)? Wenn tatsächlich Sozialismus gemeint sein sollte, muss eine positive Be-

ziehung mit demokratischen Orientierungen bestehen, sonst handelt es sich lediglich um "Pseu-
dosozialismus". Antikapitalismus und Kapitalismuskritik sind dagegen nicht notwendigerweise 

demokratisch fundiert. 

Überhaupt nähren die skeptischen Hinweise vor allem bei Fromm und Lipset Zweifel daran, ob 
sich das, was sich die Menschen unter "Sozialismus" vorstellen, in ihrem Bewusstsein ü-
berhaupt zu einem konsistenten und stabilen Einstellungsmuster verdichtet. 

Bei der Suche nach möglichen Gemeinsamkeiten zwischen Rechtsextremismus und Sozialismus 

auf der Mikroebene kann es sich also bestenfalls um einen, um seine demokratische Komponente 

verkürzten Sozialismus, also um Pseudosozialismus, handeln, oder eben auch nur um Antikapita-

lismus oder um Kapitalismuskritik. Das Gegenstück zu diesem rechtsextremen Pseudosozialis-
mus (Antikapitalismus, Kapitalismuskritik) wäre nicht, wie die Rechtsextremisten behaupten, ein 

linker, marxistisch orientierter sondern ein demokratischer Sozialismus (Antikapitalismus, Kapi-

talismuskritik). Wenn in den eingangs erwähnten Studien ein positiver Zusammenhang zwischen 

                                                 
27 Der Begriff "Demokratischer Sozialismus" wurde 1951 in der Gründungserklärung der Sozialistischen 

Internationale ("Ziele und Aufgaben des demokratischen Sozialismus") entwickelt. Er richtete sich explizit 
gegen die Perversion des Sozialismusbegriffs durch totalitäre Regime. 

28 "Die neue Kapitalismuskritik ist nun ganz anders als die alte. 'Ausbeutung' wird akzeptiert. 'Entfremdung' 
ist kein Thema mehr. 'Profit muss schon sein. Von der 'Expropriation der Expropriateure' ist nirgendwo 
die Rede. Nicht die Marktwirtschaft als Organisationsidee steht in Frage, sondern die zunehmende Radi-
kalisierung der kapitalistischen Praxis." (Bartels 2006: 245) 
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Sozialismus und Rechtsextremismus gemessen wurde, könnte es sich dabei um "Pseudosozialis-

mus" gehandelt haben. 

Da wir bei der empirischen Analyse, wie gleich noch zu zeigen sein wird, kein konsistentes (pseu-

do-) sozialistisches Einstellungsmuster identifizieren konnten und weil die Grenze zwischen Anti-

kapitalismus und Kapitalismuskritik empirisch schwer zu fixieren ist, werden wir als analytischen 
Oberbegriff künftig nur noch "Kapitalismuskritik" verwenden. Dieser Begriff schließt Antikapi-

talismus und Sozialismus ein und präjudiziert in seiner Allgemeinheit nicht die Untersuchungs-

ergebnisse. Präzisierungen sind später in Folge der Datenanalyse möglich. 

Bei der Bestimmung der unabhängigen Variablen, die auch den Überschneidungsbereich von 

Rechtsextremismus und Kapitalismuskritik erklären sollen, sind an erster Stelle autoritäre Persön-
lichkeitsmerkmale zu nennen. Wenn mit Autoritarismus bislang auch eher rechtsgerichtete Ein-

stellungen in Verbindung gebracht wurden und die Messung von linkem Autoritarismus nicht er-

folgreich war, wollen und sollten wir nicht ausschließen, dass es uns gelingt, derartige Persönlich-

keitsmerkmale in allen politischen Richtungen zu ermitteln. Im Sinne von Fromm sollte daher der 

Versuch unternommen werden, aus Autoritarismus (bzw. Autonomie, Ich-Stärke, Selbstbewusst-

sein) und (anti-) demokratischen Orientierungen einerseits und Rechtsextremismus und Kapitalis-

muskritik andererseits unterschiedliche Mentalitätstypen zu identifizieren. Wenigstens sollte zwi-

schen selbstbewussten, demokratischen Kapitalismuskritikern und autoritären, rechtsextremen 

Kapitalismuskritikern unterschieden werden. 

In der Autoritarismusforschung ist strittig, ob Autoritarismus in Sinne der Frankfurter Schule eher 

triebdynamisch bedingt ist, oder ob er unter dem Einfluss von speziellen Umweltfaktoren adaptiert 

wird. Diese schon in der Marienthal-Studie angelegte und dann von Lipset ausgearbeitete Sicht-

weise macht vor allem prekäre soziale Lagen und Statusunsicherheit für Autoritarismus bzw. 

Rechtsextremismus verantwortlich. Dabei kommt es vermutlich nicht nur auf die objektive Lage, 

sondern auch darauf an, ob und in welchem Umfang daraus Unzufriedenheit erwächst und wie 

sie von den Individuen verarbeitet wird. Die Marienthal-Studie zeigt, dass dieselben Umweltbedin-

gungen subjektiv sehr unterschiedlich bewältigt werden können. Nach Oesterreich stellt Autorita-

rismus eine Reaktion auf Angst erzeugende Situationen dar. Insbesondere krisenhafte Umstände 

könnten zur Flucht in Schutz und Sicherheit versprechende Ideologien oder Instanzen führen. In 

gewissem Umfang könne Autoritarismus sogar durchaus funktional für die Bewältigung von Prob-

lemen sein. In diesem Zusammenhang ist auch an den "Standortnationalismus" von Butterwegge 

und an den "reaktiven Nationalismus" von Dörre zu erinnern, die eine Abwehrhaltung zur Siche-

rung des individuellen sozialen Status beschreiben. Rechtsextreme Kapitalismuskritik könnte 
sich als eine mögliche Verarbeitungsform von problematischen sozialen Lagen und wirt-
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schaftlich-sozialen und/oder politischen Unzufriedenheiten erweisen, die durch autoritäre 
Persönlichkeitseigenschaften ermöglich oder sogar gesteuert wird. 

Nach Jaerisch ist der Autoritarismus bei unterprivilegierten Gruppen in erster Linie durch Unzufrie-

denheit, Verlustängste und Desintegration bedingt. Er ist das Ergebnis von Erfahrungen und Lern-

prozessen. Der Rechtsextremismus nutze die Notlage der Unterschichten aus, indem er an ihre 

antiindividualistischen, auf Kollektivität und Solidarität29 gerichteten Dispositionen anknüpfe und 

sie für seine volksgemeinschaftlichen Absichten missbrauche. Da Solidarität auch zu den Grund-

werten des Sozialismus zählt, könnte hier ein weiteres Verbindungsglied zwischen Rechtsextre-

mismus und Kapitalismuskritik liegen. 

Abschließend ist noch die Bedeutung des Links-Rechts-Schemas zu problematisieren. Die er-

wähnten Arbeiten des Instituts für Sozialforschung und auch die Marienthal-Studie haben zwar 

nachgewiesen, dass "links" nicht unbedingt "antifaschistisch" bedeutet. Die ideologisch-politischen 

Ortsbestimmungen wurden allerdings zumeist an Hand von Organisationszugehörigkeiten oder 

von Präferenzen für politische Doktrinen (Sozialismus, Kommunismus) vorgenommen. Diese Zu-

ordnung werden wir mittels der Links-Rechts-Selbsteinstufung vornehmen und fragen, ob auf der 

Einstellungsebene gilt: links gleich sozialistisch und demokratisch, rechts gleich rechtsextrem und 

antidemokratisch? 

Bei den empirischen Analysen gehen wir von folgender untersuchungsleitenden These aus: Wir 

nehmen an, dass wir es mit zwei verschiedenen, sich überlappenden Einstellungsmustern zu tun 

haben, nämlich mit Rechtsextremismus und mit dem, was wir bislang "Sozialismus" genannt ha-

ben. Unter dem Eindruck von sozialem Wandel und Globalisierung bzw. Denationalisierung und 

den daraus erwachsenden (durch neoliberale Politik noch verstärkten) sozioökonomischen Prob-

lemen könnte sich der Überschneidungsbereich insbesondere in der Unterschicht vergrößert und - 

neben dem "alten", mittelständisch-besitzbürgerlich ausgerichteten Rechtextremismus und dem 

demokratischen Sozialismus - zu einem neuen Einstellungsmuster ("völkisch-nationalistischer So-

zialismus") verdichtet haben. Die jüngsten Erfolge rechtsextremer Organisationen würden dann 

darauf beruhen, dass sie sich programmatisch und propagandistisch auf diese neue Mentalität 

ausgerichtet haben und die vorhandenen Ängste und Unsicherheiten noch populistisch verstärken. 

Die hier vorgenommenen empirischen Untersuchungen beruhen auf einer Repräsentativerhebung, 

die im Rahmen des Projekts "Gewerkschaften und Rechtsextremismus" durchgeführt wurde 

(Stöss/Fichter/Kreis/Zeuner 2004). Das Projekt (Laufzeit 2003/04) wurde von der Hans-Böckler-

Stiftung und der Otto-Brenner-Stiftung gefördert. Mitarbeiter waren Michael Fichter, Joachim Kreis, 
                                                 
29 Der (ursprünglich aus der katholischen Soziallehre stammende) Begriff "Solidarismus" spielte in der NS-

Ideologie eine wichtige Rolle. Otto Strasser (1967) bezeichnete seinen, erstmalig 1931 erschienen 
"Deutschen Sozialismus" nach 1945 auch als Solidarismus. Und Theodor Geiger (1932: 135) stellte kurz 
und bündig fest: "Am solidaristischen Denken Hitlers ist nicht zu zweifeln." 
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Günter Pollach, Bodo Zeuner (Sprecher) und der Autor dieses Beitrags. Befragt wurden insgesamt 

4008 Personen. Da sich die folgenden Analysen weithin der Instrumente des Gewerkschaftspro-

jekts bedienen, orientieren sich die Beschreibungen der Indizes und Skalen mit folgenden Aus-

nahmen an dem Abschlussbericht dieses Projekts: 

 
 

Alt Neu Neue Bezeichnung 

SOZ KAPKRI Kapitalismuskritik 

SOZPOT KAPKRPOT Kapitalismuskritiker (Potenzialbestimmung) 

TRADSOZ ANTIKAP Antikapitalismus 

TRADPOT ANTIKPOT Antikapitalisten (Potenzialbestimmung) 

SOZGLO GLOKRI Globalisierungskritik 

GLOPOT GLOKRPOT Globalisierungskritiker (Potenzialbestimmung) 

REXSOZ REXKAKRI Rechtsextreme Kapitalismuskritiker 
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4. Empirische Analysen 

a) Bemühungen um die Messung von sozialistischen Einstellungen 

Systematische Forschungen über sozialistische Einstellungen sind Mangelware. Und die wenigen 

Studien waren auch nicht gerade erfolgreich. Daher finden sich in der Literatur auch kaum brauch-

bare Vorlagen für eine Sozialismus-Skala. Die Unterscheidung zwischen einem völkisch-

nationalistischen und einem marxistisch fundierten Sozialismus sucht man vergeblich. Einer vor 20 

Jahren vom Institut für Demoskopie Allensbach für das Bundesministerium des Innern durchge-

führten Extremismus-Studie lag eine Linksextremismus-Skala zu Grunde (Noelle-Neumann/Ring 

1984: 32), die vor allem auf Gewaltbereitschaft abhob. Abgesehen einmal davon, dass die State-

ments heute nicht mehr aktuell sind, liegen auch kaum theoretische und statistische Informationen 

über das Messinstrument vor. Anlässlich der Bundestagswahl 1994 arbeiteten Falter und Klein 

(1994: 31) mit einer "Skala zur Messung sozialistischer Vorstellungen", die im DFG-Projekt "Politi-

sche Einstellungen, politische Partizipation und Wählerverhalten im vereinigten Deutschland" 

(Deutsche Nationale Wahlstudie, DNW) Verwendung fand (Gabriel/Neller 2000; Neller 2000; Nel-

ler/Gabriel 2000). Die Skala umfasste sechs Statements: 

- Der amerikanische Imperialismus ist die eigentliche Gefahr für den Weltfrieden. 

- Die wichtigsten Wirtschaftsunternehmen müssen verstaatlicht werden. 

- Die DDR hatte mehr gute als schlechte Seiten. 

- Der Sozialismus ist eine gute Idee, die nur schlecht ausgeführt wurde. 

- Die Arbeiter werden bei uns immer noch ausgebeutet. 

- Die Länder der Dritten Welt werden von den Industrieländern rücksichtslos ausgeplündert. 

Die letzten drei Statements benutzt Deinert (1997: 177) als "Sozialismus-Index". 

Für den "Berlin-Brandenburg-BUS 2002", einer periodischen Bevölkerungsbefragung in der Regi-

on30, bemühten sich Stöss und Niedermayer um ein theoretisch fundiertes Messinstrument. Sozia-

lismus-Statements sollten sich in struktureller Hinsicht weniger auf Institutionen und Verfahrensre-

geln, sondern vor allem auf die wirtschaftliche und politische Ordnung insgesamt sowie auf die 

Verfasstheit der (Welt-)Gesellschaft schlechthin beziehen. Beide Autoren gingen davon aus, dass 

es sich beim Sozialismus um einen Gesellschaftsentwurf handelt, der sich gegen Kapitalismus und 

Imperialismus, gegen Faschismus, Konservatismus und Liberalismus richtet. Eine positive Be-

stimmung des Begriffs sei wegen der Vielfalt der Sozialismusvorstellungen nicht möglich (vgl. z.B. 

Lehnert 1986; Oertzen 1986). Als Dimensionen des Einstellungssyndroms wurden Anti-

Kapitalismus, Anti-Imperialismus und Anti-Faschismus angenommen, wobei jeweils zwischen der 

                                                 
30 Genauere Informationen: Stöss/Niedermayer 1997: 9 ff. Zu den Ergebnissen der Befragung von 2002: 

Niedermayer/Stöss: 2002; Stöss 2002. 
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Wahrnehmung der kapitalistischen Gesellschaft aus sozialistischer Perspektive und sozialistischen 

Zielen unterschieden wurde. Auf die Wahrnehmungsebene beziehen sich die Behauptungen, dass 

die Bundesrepublik nach wie vor eine Klassengesellschaft sei, dass der Kapitalismus antidemokra-

tisch sei und zum Faschismus tendiere und dass der US-amerikanische Imperialismus den Welt-

frieden mehr bedrohe als andere Staaten, Regime oder Ideologien. Als Ziele wurden die Verstaat-

lichung wichtiger Wirtschaftsunternehmen, eine Klassenpartei der Arbeiter, das Machtgleichge-

wicht von Arbeit und Kapital sowie das Ende der Ausplünderung der Dritten Welt genannt. Schließ-

lich fand noch eine allgemeine Dimension Berücksichtigung, die als "generalisierte Zustimmung 

zur Idee des Sozialismus" bezeichnet wurde (Statement 6). Die Statements lauten: 

1. Die wichtigsten Wirtschaftsunternehmen müssen verstaatlicht werden. 

2. Der amerikanische Imperialismus ist die eigentliche Gefahr für den Weltfrieden. 

3. Wirkliche Demokratie ist erst möglich, wenn es keinen Kapitalismus mehr gibt. 

4. Die Bundesrepublik entwickelt sich immer mehr zu einem faschistischen Staat. 

5. Die Ausplünderung der Dritten Welt durch die kapitalistischen Industriestaaten muss beendet 
werden. 

6. Der Sozialismus ist im Grunde eine gute Idee, die nur schlecht ausgeführt wurde. 

7. Was uns fehlt, ist eine wirklich linke Partei, die konsequent die Interessen der Arbeiterklasse 
vertritt. 

8. In der Bundesrepublik bestehen noch die alten Gegensätze zwischen Besitzenden und Arbei-
tenden. Die persönliche Stellung hängt davon ab, ob man zu der oberen oder unteren Klasse 
gehört. 

9. Die Arbeitnehmer sollten in den Betrieben genau so viel zu sagen haben, wie die Unterneh-
mer. 

Faktorenanalysen ergaben, dass die Statements kein konsistentes Einstellungsmuster abbil-

den. Die Items Nr. 5, 6 und 8 erzwangen vielmehr einen zweiten Faktor gegenüber den übrigen 

Items, die zu dem Index "traditionalistischer Sozialismus" zusammengefasst wurden. Dieser Index 

misst nach Auffassung der Autoren Orientierungen, die der Mentalität der Anhänger von Parteien 

wie der SED, der SEW oder der DKP, also der Verfechter des seinerzeitigen "real existierenden 

Sozialismus" entsprechen. Die Statements, die auf dem zweiten Faktor hoch laden, wurden zu 

dem Index "gemäßigter Sozialismus" zusammengefasst. 

Bei der Ausarbeitung des Fragebogens für die diesem Papier zugrunde liegende Studie "Gewerk-

schaften und Rechtsextremismus" (Stöss/Fichter/Kreis/Zeuner 2004) haben wir uns an den Über-

legungen von Stöss und Niedermayer orientiert31. Auf der Basis einer Sekundärauswertung ihrer 

                                                 
31 Damals lag uns die Arbeit von Neu (2004) nicht vor, die sich auf eine Studie der Konrad-Adenauer-

Stiftung aus dem Jahr 1997 stützt (Neu 2004: 223). Diese Studie enthält zehn Statements, die sich "auf 
die DDR oder im weiteren Sinne auf den Sozialismus beziehen" (Neu 2004: 250 sowie Anm. 818). Aus 
diesen Statements hat Neu eine Skala gebildet. Genauere Angaben zur Reliabilität und Validität dieser 
Skala werden allerdings nicht mitgeteilt. 
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Daten (und der DNW-Daten 1998) sind wir zu der Überzeugung gelangt, dass Sozialismus tat-

sächlich kein geschlossenes Einstellungsmuster darstellt, sondern im wesentlichen zwei Dimensi-

onen umfasst, nämlich traditionelle Orientierungen und solche, die eher der globalisierungskriti-

schen bis -feindlichen "ATTAC-Mentalität" entsprechen. Zudem dürfte die "generalisierte Zustim-

mung zur Idee des Sozialismus" auch Einstellungen erfassen, die den Staatssozialismus der DDR 

ablehnen. Wir haben daher ein Statement aufgenommen, das (negativ gepolt) auch die Zustim-

mung zum damaligen "real existierenden Sozialismus" erfasst (SOZ_10). Das Statement Nr. 9 

wurde nicht berücksichtigt, weil es nicht auf die wirtschaftliche und politische Ordnung insgesamt 

sondern auf die industriellen Beziehungen gerichtet ist und im Sinne von paritätischer Mitbestim-

mung verstanden werden könnte. Die Statements32 der Umfrage lauten: 

SOZ_1 Die wichtigsten Wirtschaftsunternehmen müssen verstaatlicht werden. 

SOZ_2 Der amerikanische Imperialismus ist die eigentliche Gefahr für den Weltfrieden. 

SOZ_3 Wirkliche Demokratie ist erst möglich, wenn es keinen Kapitalismus mehr gibt. 

SOZ_4 Faschistische Tendenzen haben in der Bundesrepublik ein bedrohliches Ausmaß ange-
nommen. 

SOZ_5 Die Ausplünderung der Dritten Welt durch die kapitalistischen Industriestaaten muss 
beendet werden. 

SOZ_6 Der Sozialismus ist im Grunde eine gute Idee, die nur schlecht ausgeführt wurde. 

SOZ_7 In der Bundesrepublik bestehen noch die alten Gegensätze zwischen der besitzenden 
und der arbeitenden Klasse. 

SOZ_8 Von der Globalisierung profitieren nur die mächtigen Wirtschaftsinteressen. 

SOZ_9 Die internationalen Finanzmärkte sind Schuld an der weltweit wachsenden sozialen Un-
gleichheit. 

SOZ_10 Die Vergangenheit zeigt, dass sich Sozialismus nicht verwirklichen lässt (neg). 

Auch in diesem Datensatz korrelieren die Variablen zumeist kaum miteinander. Die Faktorenana-

lysen ergaben statistisch und inhaltlich kein klares Bild. Und auch bei der Reliabilitätsanalyse er-

weist sich die Konsistenz der zehn Variablen als mäßig. Cronbachs Alpha beträgt 0,619, ohne 

SOZ_1033 (umgepolt) immerhin 0,664, was bei der Anzahl der Variablen aber immer noch nicht 

befriedigend ist (Tab. 1). 

Beim Sozialismus handelt es sich offenbar tatsächlich nicht - anders als beim Rechtsextre-
mismus - um ein konsistentes Einstellungsmuster. Die Statements sind zwar auf Sozialismus 

gemünzt, nach unzähligen Einzelanalysen und intensiven Diskussionen mit Kollegen sind wir aller-

dings zu der Überzeugung gelangt, dass wir damit auch gar nicht sozialistische Einstellungen (und 

schon gar kein Einstellungsmuster) messen, sondern eher Antikapitalismus bzw. Kapitalismus-
                                                 
32 7-stufige Antwortskalen: 1 (stimme überhaupt nicht zu) bis 7 (stimme voll und ganz zu) sowie 8 (weiß 

nicht), 9 (k.A.). 
33 Alle Koeffizienten für diese Variable fallen extrem schlecht aus. Daher wurde sie nicht in die weiteren 

Analysen einbezogen. 
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